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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser
Editorial

Claus Sasse

Die Corona-Pandemie tobt nun seit vielen Monaten um die Welt und stellt sie in buch-
stäblich atemberaubender Geschwindigkeit auf den Kopf. Seit dem Ausbruch der Pande-
mie sind nach Berechnungen der John Hopkins University weltweit bereits fast 800.000 
Menschen an den Folgen einer COVID-19 Erkrankung gestorben. Verglichen mit anderen 
europäischen Ländern, aber auch verglichen mit Ländern wie den USA, Brasilien oder 
Indien, sind die Infektionszahlen in Deutschland zwar relativ gering, die Auswirkungen 
der „Lockdowns“ und Ausgangsbeschränkungen insbesondere für Menschen ohne Ein-
kommen, für Menschen in Asyllagern oder auch Leiharbeiter*innen zum Beispiel in der 
Fleischindustrie oder in der Landwirtschaft sind aber trotzdem verheerend. Und auch 
Menschen mit Behinderung sind als gesellschaftliche Gruppe besonders hart betroff en. 
Diejenigen, die (immer noch) in institutionellen Unterstützungssystemen leben (müssen) 
wurden kollektiv zur Risikogruppe erklärt und noch mehr entmündigt. Andere, die ihre 
benötigte Assistenz selbst organisieren um den Zwängen der Institutionen nicht mehr 
ausgeliefert zu sein, mussten feststellen, dass sie von heute auf morgen ganz ohne Assis-
tenz zu Hause festsitzen.

Die Corona-Pandemie hat sehr vielen Menschen für eine zunächst begrenzte Zeit er-
fahrbar gemacht, was ein umfassender Ausschluss von gesellschaftlicher Teilhabe bedeu-
tet. Geschlossene Cafés und Kinos, geschlossene Schulen, Kurzarbeit oder sogar Arbeits-
losigkeit, keine Besuche bei Verwandten und Freunden, auch nicht in Pfl egeheimen und 
Krankenhäusern… Bisher lässt sich kaum absehen, wie lange und mit welchen Auswir-
kungen diese „Corona-Zeit“ noch andauern wird und welche kurz-, mittel- und langfris-
tigen gesellschaftlichen Veränderungen durch sie ausgelöst werden. Klar ist aber, dass 
alle Maßnahmen und Gesetze, alle Konzepte und Strategien, alle Investitions- und Ret-
tungspakete zur Bekämpfung der Pandemie und der ökonomischen Krise genau geprüft 
und hinterfragt werden müssen, ob sie dem Ziel gerecht werden, eine gleichberechtigte 
und umfassende soziale und ökonomische Teilhabe für ALLE Menschen zu ermöglichen 
und zu garantieren.

Für die BAG UB bedeuteten die Corona-Einschränkungen im Arbeits- und Geschäfts-
betrieb bisher vor allem neue Arbeitsprozesse im Homeoffi  ce, die Absage und Neuorga-
nisierung von unseren Weiterbildungsangeboten und auch eine in Umfang und Ablauf 
deutlich verkleinerte Jahrestagung im November 2020. Auch die impulse werden Corona 
bedingt in diesem Jahr nun erstmalig nicht gedruckt, sondern nur online und auch nur 
mit zwei Ausgaben erscheinen. Wir möchten uns an dieser Stelle bei allen Mitgliedern 
und Abonnent*innen für die ermutigenden Rückmeldungen und Unterstützungsangebo-
te, die wir in den letzten Wochen erhalten haben, ganz herzlich bedanken!

Ihnen wünschen wir eine anregende Lektüre und dass sie gut durch die nächsten Wo-
chen und Monate kommen!
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Empfehlungen und Übereinkommen der 
internationalen Arbeitsorganisation (Inter-
national Labour Organisation, ILO) – Art. 7 
des ILO-Übereinkommens Nr. 159 i. V. m. 
Nr. 7 der ILO-Empfehlung Nr. 99 und die 
Nrn. 5, 9, 11 a) der ILO-Empfehlung Nr. 
168. Die vorgenannten Rechtsquellen ver-
folgen einheitlich das Ziel der Vermeidung 
bzw. Verminderung von Sonderwegen und 
Sonderwelten in der berufl ichen Ausbil-
dung behinderter junger Menschen. Zu-
sammenfassend lassen sich für die natio-
nale Rechtssetzung und Rechtsanwendung 
folgende Vorgaben bzw. Leitprinzipien for-
mulieren:
• die Schaff ung eines off enen, einbezie-

henden und zugänglichen Berufsbil-
dungssystems,

• der Vorrang der betrieblichen vor der 
außerbetrieblichen Ausbildung, 

• die Anpassung des allgemeinen Ausbil-
dungsmarktes und 

zumindest betriebsnahe Ausbildung ist un-
verzichtbar, um die kritisierte Segregation 
auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt 
zu überwinden und eine dauerhafte Er-
werbsteilhabe zu erreichen. Schwellen und 
Barrieren werden vor allem dann geringer, 
wenn Betriebe frühzeitig mit behinderten 
jungen Menschen zusammenarbeiten. 

Dem vorgenannten Grundgedanken 
folgend lassen sich den verschiedenen 
völkerrechtlichen Rechtsquellen wichtige 
Vorgaben zur Verwirklichung einer inklu-
siven Berufsausbildung entnehmen. Zu 
nennen sind insbesondere: Die UN-Behin-
dertenrechtskonvention (BRK) – Art. 27 
Abs. 1 S. 1, S. 2 d), j) und k) BRK (Arbeit 
und Beschäftigung), Art. 26 Abs. 1 S. 2 b) 
BRK (Habilitation und Rehabilitation) und 
24 Abs. 5 BRK (Bildung); die Europäische 
Sozialcharta (ESC) – Art. 15 ESC (u. a. das 
Recht behinderter Menschen auf berufl i-
che Ausbildung) sowie Art. 15 rESC1; die 

Inklusive Berufsausbildung 
im Berufsbildungsrecht
Von Dr. Doreen Kalina

Einführung 
Die Inklusion behinderter Menschen erfor-
dert die Off enheit eines gesellschaftlichen 
Systems in Bezug auf die Vielfalt von Be-
hinderungen. Dabei ist es nicht ausrei-
chend, innerhalb bestehender Strukturen 
einen Raum für behinderte Menschen zu 
schaff en. Ausgehend von diesem grund-
sätzlichen Verständnis wird in Politik, 
Wissenschaft und Praxis seit dem inner-
staatlichen Inkrafttreten der UN-Behin-
dertenrechtskonvention im Jahr 2009 über 
eine inklusive Schulbildung und eine inklu-
sive Arbeitswelt diskutiert. Der vorliegen-
de Beitrag sowie die sich anschließenden 
Beiträge wollen die Konzentration auf den 
dazwischenliegenden Zeitabschnitt – die 
berufl iche Ausbildung behinderter junger 
Menschen – lenken, denn diese Phase ist 
für den Lebenslauf jeder und jedes Einzel-
nen von herausragender Bedeutung. Eine 
behinderungsgerechte, betriebliche oder 
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heitlichen Berufsausbildung (§ 1 Abs. 3 
BBiG) ist gem. § 4 Abs. 1 BBiG (§ 25 Abs. 
1 HwO) die staatliche Anerkennung von 
Ausbildungsberufen und der Erlass von 
Ausbildungsordnungen nach § 5 BBiG (§ 
26 HwO).

1. Staatlich anerkannte 
Ausbildungsberufe 
Die staatliche Anerkennung von Ausbil-
dungsberufen und den Erlass der Ausbil-
dungsordnungen übernimmt das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie 
(oder das sonst zuständige Fachministe-
rium) im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung 
durch Rechtsverordnung, vgl. § 4 Abs. 1 
BBiG.3 Die Ausbildungsordnung legt dabei 
insbesondere das Ausbildungsberufsbild 
(die zu erwerbenden berufl ichen Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten) sowie den 
Ausbildungsrahmenplan (eine Anleitung 

in der Handwerksordnung (HwO), vgl. § 3 
Abs. 3 BBiG. 

§ 1 Abs. 3 BBiG defi niert die Berufsaus-
bildung als Vermittlung von berufl ichen 
Fertigkeiten, Kenntnissen und Fähigkei-
ten, die in einer sich wandelnden Arbeits-
welt für die Ausübung einer qualifi zierten 
berufl ichen Tätigkeit notwendig sind (be-
rufl iche Handlungsfähigkeit). Die Be-
rufsausbildung hat in einem geordneten 
Ausbildungsgang zu verlaufen und den 
Erwerb der erforderlichen Berufserfah-
rungen zu ermöglichen. In Abgrenzung zur 
Berufsausbildungsvorbereitung, berufl i-
chen Fortbildung und berufl ichen Umschu-
lung (§ 1 Abs. 1 BBiG) ist somit unter dem 
Begriff  der Berufsausbildung vor allem die 
berufl iche Erstausbildung zu verstehen, 
also diejenige Ausbildung, die sich in der 
Regel an einen Schulabschluss bzw. an die 
Vollzeitschulpfl icht anschließt.2

Grundlage einer geordneten und ein-

• die Öff nung der bislang fürsorglich ge-
prägten Sonderausbildungswelten. 
Im ersten Teil des Beitrags soll aufge-

zeigt werden, wie das nationale Berufsbil-
dungsrecht die völkerrechtlichen Vorgaben 
umsetzt, um jungen behinderten Menschen 
den Zugang zur berufl ichen Ausbildung 
und zum Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Teil 
II befasst sich mit den im Berufsbildungs-
recht verankerten Ausbildungen „nach be-
sonderen Ausbildungsregelungen“.

Teil I: Ausbildung in staatlich 
anerkannten Ausbildungsbe-
rufen

I. Das Regel-Ausnahme-Prinzip 
im Berufsbildungsrecht 
Wichtigste Rechtsquelle im Berufsbildungs-
recht ist das Berufsbildungsgesetz (BBiG). 
Für das Handwerk fi nden sich vergleichba-
re – größtenteils wortgleiche – Regelungen 

Foto: Plambeck, pixelio.de
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rufsausbildung behinderter Menschen (§ 2 
Abs. 1 S. 1 SGB IX) besondere Regelungen. 
Vergleichbare Regelungen für das Hand-
werk enthalten die §§ 42k ff . HwO. - 

Von zentraler Bedeutung ist § 64 BBiG 
(§ 42k HwO), wonach behinderte Menschen 
in anerkannten Ausbildungsberufen ausge-
bildet werden sollen. Diese Vorschrift ist 
im Zusammenhang mit § 65 BBiG (§ 42l 
HwO) zu sehen, der für die Berufsausbil-
dung in anerkannten Ausbildungsberufen 
einige Besonderheiten vorsieht. Bereits an 
dieser Stelle wird deutlich, dass die Ausbil-
dung in anerkannten Ausbildungsberufen 
nach dem nationalen Berufsbildungsrecht 
für behinderte Menschen – ebenso wie für 
nichtbehinderte Menschen – den Regelfall 
der Berufsausbildung darstellt. Eine Aus-
nahme hiervon sehen die §§ 66 BBiG, 42m 
HwO vor, auf die detailliert im nächsten 
Beitrag eingegangen wird.

1. Nachteilsausgleiche 
Die Berufsausbildung behinderter Men-
schen hat in erster Linie nach den allge-
mein gültigen Regeln, d. h. im staatlich 

stellen, ob Auszubildende die berufl iche 
Handlungsfähigkeit erworben haben, vgl. 
§§ 37 Abs. 1 S. 1, 38 S. 1 BBiG.7 Wie trotz 
der starken Formalisierung auch für junge 
Menschen mit Behinderung eine Ausbil-
dung im anerkannten Beruf erfolgen kann, 
wird sogleich unter III. dargelegt.

2. Nicht anerkannte Ausbildungsberufe 
Neben staatlich anerkannten Ausbildun-
gen gibt es auch staatlich nicht anerkann-
te Ausbildungen, worauf § 4 Abs. 3 BBiG 
aufmerksam macht. Hierbei handelt es sich 
um Ausbildungen, für die es keine einheitli-
chen Berufsbezeichnungen und keine Aus-
bildungsordnungen im vorgenannten Sinne 
gibt. Nach § 4 Abs. 3 BBiG dürfen Jugend-
liche unter 18 Jahren grundsätzlich nicht 
in nicht anerkannten Ausbildungsberufen 
ausgebildet werden.8

II. Ausbildung behinderter Men-
schen in anerkannten Berufen 
mit Nachteilsausgleichen, §§ 
64, 65 BBiG (§§ 42k, 42l HwO)
In den §§ 64 ff . BBiG fi nden sich für die Be-

zur sachlichen und zeitlichen Gliederung 
der Ausbildung) fest, vgl. § 5 BBiG. Für 
einen anerkannten Ausbildungsberuf darf 
gem. § 4 Abs. 2 BBiG (§ 25 Abs. 2 HwO) nur 
nach der Ausbildungsordnung ausgebildet 
werden (Ausschließlichkeitsgrundsatz). 
Die Ausbildungsordnung ist grundsätzlich 
verbindlich, d. h. sie beinhaltet ein Anwen-
dungsgebot und ein Abweichungsverbot.4 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) führt und veröff entlicht ein Ver-
zeichnis der anerkannten Ausbildungsbe-
rufe, vgl. § 90 Abs. 3 Nr. 3 BBiG. Im Jahr 
2016 wurden 327 Ausbildungsberufe ge-
zählt.5 Gem. § 34 Abs. 1 S. 1 BBiG führen 
die zuständigen Stellen (Kammern, §§ 71 
ff . BBiG) ein Verzeichnis der Berufsaus-
bildungsverhältnisse, in das der jeweili-
ge Berufsausbildungsvertrag einzutragen 
ist.6 Im Bereich der Handwerksordnung ist 
der Berufsausbildungsvertrag gem. §§ 29 
Abs. 1, 28 Abs. 1 HwO in die Lehrlingsrol-
le einzutragen. Anerkannte Ausbildungen 
müssen mit Abschlussprüfungen vor dem 
Prüfungsausschuss der jeweiligen Kammer 
(§ 39 Abs. 1 S. 1 BBiG) enden, um festzu-

Foto: Rainer Sturm, pixelio.de
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Belastung darstellen und die, wenn sie 
in einem bestimmten Fall erforderlich 
sind, vorgenommen werden, um zu ge-
währleisten, dass Menschen mit Behin-
derungen gleichberechtigt mit anderen 
alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
genießen und ausüben können. Nach Art. 
2 Abs. 3 BRK stellt die Versagung ange-
messener Vorkehrungen eine verbotene 
Diskriminierung behinderter Menschen 
dar.13 

Nachteilsausgleiche im Sinne des nati-
onalen Berufsbildungsrechts sind folglich 
die im Einzelfall geeigneten und notwendi-
gen Anpassungen in Bezug auf die gesamte 
Ausbildungszeit, den Ausbildungsverlauf 
und die Abschlussprüfung, um behinderten 
Menschen den gleichberechtigten Zugang 
zur Berufsausbildung zu gewährleisten. 
Die Versagung von Nachteilsausgleichen 
stellt einen Verstoß gegen das Benachteili-
gungsverbot dar.

2. Erleichterte Zulassungsvoraussetzun-
gen 
Die §§ 65 Abs. 2 BBiG, 42l Abs. 2 HwO se-
hen weitere Besonderheiten in Bezug auf 
die Ausbildung behinderter Menschen in 
anerkannten Ausbildungsberufen vor. 

Gem. § 65 Abs. 2 S. 1 BBiG (§ 42l Abs. 
2 S. 1 HwO) ist der Berufsausbildungs-
vertrag in das Verzeichnis der Berufs-
ausbildungsverhältnisse (§ 34 BBiG bzw. 
in die Lehrlingsrolle, § 28 HwO) einzu-
tragen. Diese Vorschrift dürfte allerdings 
deklaratorischer Natur sein, da sich für 
die Ausbildung in anerkannten Ausbil-
dungsberufen die Eintragungspflicht be-
reits direkt aus § 34 BBiG (§§ 28 ff. HwO) 
ergibt. Die Eintragungspflicht gilt jeden-
falls auch dann, wenn die Ausbildung 
nicht betrieblich (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 BBiG), 
sondern außerbetrieblich (§ 2 Abs. 1 Nr. 
3 BBiG) – bspw. in einer beruflichen Re-
habilitationseinrichtung, insbesondere 
in einem Berufsbildungswerk (§ 51 SGB 
IX) – durchgeführt wird. - 

• die Durchführung der Prüfung ganz 
oder teilweise am eigenen Arbeitsplatz, 

• Veränderungen der zeitlichen Lage der 
Prüfung, 

• Änderungen von Prüfungsformen, 
• Einzel- statt Gruppenprüfungen, 
• Assistenzmöglichkeiten und Hilfsmittel. 

Die erforderlichen Hilfen sollten früh-
zeitig, d. h. möglichst im Rahmen der Zwi-
schenprüfung, ermittelt werden.11 

Hinsichtlich der Ausbildungszeit ist vor 
allem an die zeitliche Anpassung der Aus-
bildung (insbesondere die Teilzeitausbil-
dung, vgl. auch §§ 8 BBiG, 27b HwO) und 
an die Veränderung der Lehrmethode zu 
denken.

Hierbei ist nicht zu verkennen, dass es 
bei der Nachteilsausgleichsgewährung 
nicht um die Gewährung eines Vorteils 
geht, der die Chancengleichheit der ande-
ren Auszubildenden beeinträchtigt und zu 
einer „Verzerrung des Wettbewerbs“ führt. 
Es geht allein um den Ausgleich von Nach-
teilen, um den behinderten jungen Men-
schen den Zugang zu einem Abschluss in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf zu 
ermöglichen. Nachteilsausgleiche dürfen 
deswegen nicht als Erleichterung der fach-
lichen Ausbildungs- und Prüfungsinhalte 
und mithin als Bevorzugung der behinder-
ten Auszubildenden verstanden werden, 
denn die fachlich-inhaltlichen Anforderun-
gen werden nicht verringert und mithin 
auch nicht tangiert.12 

Demzufolge können die denkbaren 
Nachteilsausgleiche als angemessene Vor-
kehrungen i. S. v. Art. 24 Abs. 5 i. V. m. Art. 
2 Abs. 4 BRK eingeordnet werden. 

Art. 24 Abs. 5 BRK, der für behinderte 
Menschen den gleichberechtigten Zugang 
zur Berufsausbildung vorsieht, ist in Zu-
sammenhang mit Art. 2 Abs. 4 BRK zu se-
hen. 

Angemessene Vorkehrungen sind nach 
Art. 2 Abs. 4 BRK notwendige und geeig-
nete Änderungen und Anpassungen, die 
keine unverhältnismäßige oder unbillige 

anerkannten Ausbildungsberuf nach Maß-
gabe der entsprechenden Ausbildungsord-
nung, zu erfolgen. 

Hervorzuheben ist die Gewährung von 
sog. Nachteilsausgleichen gem. §§ 65 Abs. 
1 BBiG, 42l Abs. 1 HwO. Danach sollen die 
Regelungen nach den §§ 9, 47 BBiG (§§ 
38, 41 HwO) die besonderen Verhältnis-
se behinderter Menschen berücksichtigen. 
Dies gilt insbesondere für die zeitliche und 
sachliche Gliederung der Ausbildung, die 
Dauer von Prüfungszeiten, die Zulassung 
von Hilfsmitteln und die Inanspruchnah-
me von Hilfeleistungen Dritter wie Gebär-
densprachdolmetscher für hörbehinderte 
Menschen, vgl. § 65 Abs. 1 S. 2 BBiG (§ 
42l Abs. 1 S. 2 HwO). Die §§ 9, 47 BBiG 
(§§ 38, 41 HwO) betreff en zum einen die 
Ausbildungszeit im Allgemeinen und zum 
anderen die Abschlussprüfung im Speziel-
len, für die eine Prüfungsordnung zu er-
lassen ist. In beiderlei Hinsicht sind neben 
abstrakt-generellen Regelungen auch Ein-
zelfallregelungen denkbar und zulässig.9 
In diesem Zusammenhang ist auch die für 
das Teilhaberecht allgemeingültige Vor-
schrift des § 209 SGB IX zu nennen.10 Gem. 
§ 209 Abs. 1 SGB IX sind Nachteilsausglei-
che Hilfen für behinderte Menschen zum 
Ausgleich behinderungsbedingter Nachtei-
le oder Mehraufwendungen. Vorschriften 
über Nachteilsausgleiche sind so zu gestal-
ten, dass sie unabhängig von der Ursache 
der Behinderung der Art oder Schwere der 
Behinderung Rechnung tragen, vgl. § 209 
Abs. 1 SGB IX.

Aus der off enen Formulierung der ge-
nannten Normen ist der Weg für sämtliche, 
kreative individuelle Hilfen und Anpassun-
gen geebnet, die zum Gelingen der Ausbil-
dung in einem anerkannten Beruf beitra-
gen können. 

In Bezug auf die Abschlussprüfung kom-
men unter anderem folgende Anpassungen 
in Betracht: 
• Zeitverlängerungen, 
• angemessene Pausen, 
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2. Einzelfallregelung je nach Art und 
Schwere der Behinderung 
Der Wortlaut und die Zielsetzung der 
Norm(en) verdeutlichen, dass es sich bei 
den Ausbildungsregelungen i. S. v. §§ 66 
BBiG, 42m HwO um Einzelfallregelungen 
handelt, die die besondere Situation des 
bzw. der einzelnen behinderten Auszubil-
denden erfassen sollen. Ausweislich des 
Wortlauts werden die zuständigen Stellen 
(Kammern, §§ 71 ff . BBiG) auf Antrag – 
und nicht von Amts wegen – tätig. Liegen 
jedoch ein Antrag und der Nachweis einer 
konkreten Ausbildungsmöglichkeit vor, 
steht es der zuständigen Stelle nicht frei, 
eine Ausbildungsregelung zu erlassen; sie 
ist hierzu verpfl ichtet (vgl. „treff en“).19 Die 
Kammern müssen also im konkreten (Be-
darfs-)Fall tätig werden. 

Die Entscheidung für eine Vollausbil-
dung oder eine Fachpraktiker-Ausbildung 
wird nach „Art und Schwere der Behinde-
rung“ getroff en. Eine Ausbildung nach ei-
ner besonderen Ausbildungsreglung (§§ 66 
BBiG, 42m HwO) ist nur dann durchführ-
bar, wenn eine reguläre Ausbildung wegen 
der Art und Schwere der Behinderung nicht 
in Betracht kommt. Die Gründe dafür, dass 
eine anerkannte Berufsausbildung nicht 
infrage kommt, müssen ausschließlich auf 
die Behinderung bezogen sein.20 Art und 
Schwere der Behinderung müssen dazu 
führen, dass der behinderte Mensch einer 
weniger anspruchsvollen, möglicherweise 
theoriereduzierten und behinderungsge-
rechten Ausbildung bedarf, z. B. wegen 
Seh-, Hör- oder Lernbehinderung.21 

Mit der Frage nach einer Voll- oder 
Fachpraktiker-Ausbildung ist notwendiger-
weise auch die Agentur für Arbeit im Rah-
men der Berufsberatung (§§ 29 ff . SGB III, 
insbesondere Eignungsfeststellung, § 32 
SGB III) und der Ermittlung von Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 49 SGB IX, 
insbesondere Eignungsabklärung und Ar-
beitserprobung, § 49 Abs. 4 S. 2 SGB IX) 
befasst. Hierbei hat sie die Fachpraktiker-
Ausbildungen mitzudenken. Befürwortet 
die Arbeitsagentur im konkreten Fall eine 
Fachpraktiker-Ausbildung, sollte auf eine 

II. Ausbildung nach besonderen 
Ausbildungsregelungen 
Die Fachpraktiker-Ausbildung erfolgt ge-
mäß §§ 66 BBiG, 42m HwO auf der Grund-
lage besonderer Ausbildungsregelungen 
der Kammern (§§ 71 ff . BBiG). 

1. Orientierung an den tätigkeitsver-
wandten Fachberufen 
Die Kammern treff en die Ausbildungsre-
gelungen entsprechend den Empfehlungen 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts 
für Berufsbildung (BIBB, §§ 89 ff . BBiG).15 
Auch wenn es sich um „Empfehlungen“ 
handelt, kommt ihnen durch die Formu-
lierung „entsprechend“ ein starkes Maß 
an Verbindlichkeit zu. Eine Verbindlich-
keit der Empfehlungen des BIBB ist auch 
daraus zu folgern, dass diese eine gewisse 
Einheitlichkeit der Ausbildungsregelungen 
erreichen wollen, damit die Ausbildung 
behinderter Menschen nach bundesein-
heitlichen Standards erfolgen kann und 
die erlangten Abschlüsse miteinander ver-
gleichbar sind.16 

Die Ausbildungsinhalte sollen gem. §§ 
66 S. 2 BBiG, 42m S. 2 HwO aus den In-
halten anerkannter Ausbildungsberufe 
entwickelt werden. Hieran zeigt sich, dass 
die Ausbildungsregelungen inhaltlich von 
den Ausbildungsordnungen abweichen. Bei 
Menschen mit Lernschwierigkeiten z. B. 
können fachpraktische Ausbildungsinhalte 
und Prüfungsanforderungen im Vergleich 
zur Fachtheorie stärker gewichtet wer-
den (sog. theoriereduzierte Ausbildung).17 
Bislang absolvieren überwiegend lernbe-
hinderte Menschen Ausbildungen nach §§ 
66 BBiG, 42m HwO. Die Empfehlungen 
des BIBB sind daher auf diese Hauptziel-
gruppe ausgerichtet. Gleichwohl stehen die 
Ausbildungen nach §§ 66 BBiG, 42m HwO 
allen behinderten Menschen und ihren 
unterschiedlichen Bedürfnissen off en. Die 
Empfehlungen des BIBB können daher in 
modifi zierter Form für alle übrigen Formen 
von Beeinträchtigungen, z. B. psychische 
Behinderungen, Sinnes- oder Körperbehin-
derungen als Grundlage für entsprechende 
Ausbildungsregelungen dienen.18 

Hingegen sieht § 65 Abs. 2 S. 2 BBiG (§ 
42l Abs. 2 S. 2 HwO) erleichterte Zulas-
sungsvoraussetzungen für die Abschluss-
prüfung vor. Danach sind behinderte Aus-
zubildende zur Abschlussprüfung auch 
dann zuzulassen, wenn die Voraussetzun-
gen des § 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BBiG (§ 36 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 HwO) nicht vorliegen. 
Das sind die Fälle, in denen an den vor-
geschriebenen Zwischenprüfungen nicht 
teilgenommen oder die vorgeschriebenen 
schriftlichen Ausbildungsnachweise nicht 
geführt wurden (§ 43 Abs. 1 Nr. 2 BBiG) 
und ferner, wenn das Ausbildungsverhält-
nis nicht in das Verzeichnis (§ 34 BBiG) 
eingetragen worden ist, gleichgültig aus 
welchem Grund (§ 43 Abs. 1 Nr. 3 BBiG).

Teil II: Ausbildungen nach §§ 
66 BBiG, 42m HwO 

I. Einführung 
Kommt wegen Art und Schwere der Be-
hinderung eine Ausbildung in einem an-
erkannten Ausbildungsberuf nicht in Be-
tracht, können behinderte Menschen auch 
in nicht staatlich anerkannten Berufen 
ausgebildet werden. Die hierfür einschlä-
gigen §§ 66 BBiG, 42m HwO stellen eine 
Ausnahme vom Grundsatz der Ausbildung 
im staatlich anerkannten Ausbildungsbe-
ruf dar. Die Vorschriften sollen den Be-
langen behinderter Menschen, die nicht 
in anerkannten Ausbildungsberufen aus-
gebildet werden können, Rechnung tra-
gen.14 Es handelt sich hierbei um die sog. 
Fachpraktiker-Ausbildungen, wie z. B. die 
Ausbildung zum Fachpraktiker/zur Fach-
praktikerin Küche (Beikoch/Beiköchin), die 
Ausbildung zum Fachpraktiker/zur Fach-
praktikerin für Gebäudereinigung oder die 
Ausbildung zum Fachpraktiker/ zur Fach-
praktikerin für Bäckereien. Im Gegensatz 
zu den sog. Regel- oder Vollausbildungen 
stellen diese Ausbildungsalternativen spe-
ziell für behinderte Menschen vorgesehene 
Ausbildungswege dar. Sie können daher als 
„Sonderwege“ für behinderte Menschen 
verstanden werden. 
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te Notwendigkeiten nicht genügen, um eine 
langfristige berufl iche Eingliederung zu er-
reichen. Die Wahl zwischen zwei objektiv 
möglicherweise gleichermaßen geeigneten 
Alternativen kann und darf daher nicht 
ohne Berücksichtigung des in § 8 SGB IX 
normierten Wunsch- und Wahlrechtes des 
behinderten jungen Menschen getroff en 
werden. Die Akzeptanz der jeweiligen Aus-
bildungsform wird die Erfolgsaussichten 
der berufl ichen Eingliederung maßgeblich 
beeinfl ussen.25 Stellt sich dann beispiels-
weise erst im Verlauf der Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf he-
raus, dass der behinderte junge Mensch 
nicht geeignet ist, dann ist zeitnah eine der 
geänderten Prognose angepasste Modifi -
zierung des Rehabilitationsplanes und der 
Umstieg in die andere Ausbildungsform an-
zustreben.26 

3. Eintragung des Berufsausbildungsver-
trages 
Der Berufsausbildungsvertrag ist, wie so-

Selbst wenn die BA einen früheren Verwal-
tungsakt (§ 31 SGB X) erließe, hätte dieser 
weder Tatbestands- noch Feststellungswir-
kung für die Entscheidung der Kammer 
im Zusammenhang mit der Eintragung 
des Berufsausbildungsvertrages.22 Dass 
ein endgültiger Leistungsbescheid erst er-
gehen kann, wenn die Ausbildungsform 
geklärt ist, entbindet die BA jedoch nicht 
von einer früheren Bedarfsklärung, mög-
lichst schon vor Ende der Schulbildung. 
Welche Ausbildungsform dann im Ergeb-
nis gewählt wird, ist im Rahmen einer Be-
darfsfeststellung unter Einbeziehung der 
verschiedenen beteiligten Akteure (§§ 13 
ff . SGB IX, einschließlich Teilhabeplanver-
fahren, §§ 19 SGB IX) auszuloten.23 Ein – 
frühzeitiger – Bescheid über die Leistungs-
berechtigung dem Grunde nach kann für 
viele junge Menschen Barrieren bei Arbeit-
gebern/Ausbildern im Anbahnungsverhält-
nis verringern.24 

Besonders herauszustellen ist an dieser 
Stelle auch, dass allein objektiv festgestell-

entsprechende Antragsstellung i. S. v. §§ 
66 BBiG, 42m HwO hingewirkt werden. 

Im Rahmen des BBiG bzw. der HwO 
sind die Kammern dagegen endgültig zu-
ständig, Art und Schwere der Behinderung 
festzustellen. Zunächst bedarf es der Klä-
rung, welche Ausbildungsform berufsbil-
dungsrechtlich in Betracht kommt. Inso-
fern obliegt es allein den Kammern, nach 
sorgfältiger Prüfung, zu entscheiden, ob in 
anerkannten Berufen auf der Grundlage 
von Ausbildungsordnungen auszubilden ist 
oder ob sie besondere Ausbildungsregelun-
gen zu erlassen haben. Die Förderung der 
jeweiligen Ausbildung mit Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben durch die Bun-
desagentur für Arbeit (BA) erfolgt hingegen 
erst dann, nachdem der konkrete Ausbil-
dungsvertrag in das Verzeichnis der Aus-
bildungsverhältnisse bzw. in die Lehrlings-
rolle eingetragen worden ist (§§ 66 Abs. 2, 
65 Abs. 2 S. 1, 34 BBiG bzw. §§ 42m Abs. 2, 
42l Abs. 2 S. 1, 28 HwO), weil dies zu den 
Voraussetzungen der Förderung gehört. 

Foto: Rainer Sturm, pixelio.de
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sicherheiten. Insbesondere stellt sich der 
zeitliche Umfang von 320 kostenpfl ichtigen 
Weiterbildungsstunden (dies entspricht 8 
Wochen Vollzeitunterricht) für kleine und 
mittlere Betriebe als eine große Hürde dar, 
welche die Bereitschaft, eine betriebliche 
Fachpraktiker-Ausbildung anzubieten, er-
heblich einschränkt.34 

Diese Sorge um den leistbaren Umfang 
der ReZA-Qualifi kation muss der grund-
sätzlich vorhandenen Ausbildungsbereit-
schaft der Betriebe jedoch nicht entge-
genstehen. Die „Rahmenregelung“ des 
Hauptausschusses des BIBB sieht selbst 
Ausnahmeregelungen vor, die den forma-
len Weiterbildungsnachweis im Einzelnen 
sogar entbehrlich machen. Nach § 6 Abs. 
3 der „Rahmenregelung“ soll von dem Er-
fordernis des Nachweises einer ReZA-Qua-
lifi kation bei Betrieben abgesehen werden, 
wenn die Qualität der Ausbildung auf an-
dere Weise sichergestellt ist. Die Qualität 
(Kompetenzen und Erfahrung im Umgang 
mit behinderten Menschen) sei in der Regel 
dann sichergestellt, wenn eine Unterstüt-
zung durch eine geeignete Ausbildungsein-
richtung erfolgt. Somit kann eine fehlende 
ReZA-Qualifi kation betrieblicher Ausbilde-
rinnen bzw. Ausbilder (vor allem in kleinen 
und mittleren Unternehmen) durch eine 
externe Unterstützung kompensiert wer-
den. 

IV. Außerbetriebliche und 
betriebliche Fachpraktiker-
Ausbildung 
Sowohl Ausbildungen in staatlich aner-
kannten Berufen als auch Fachpraktiker-
Ausbildungen sollen vorrangig betrieblich 
durchgeführt werden. Dieser Grundsatz 
des Vorrangs der betrieblichen Ausbildung 
ergibt sich einfachgesetzlich insbesondere 
aus §§ 2 Abs. 1 BBiG, 51 Abs. 1 S. 1 SGB 
IX, 117 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB III in Zusam-
menschau mit den völkerrechtlichen Rege-
lungen, vor allem Art. 27 Abs. 1 BRK, Art. 
15 Nr. 1 ESC und Art. 15 rESC.35 

Trotz normativen Vorrangs einer be-
trieblichen Berufsausbildung ist es für 

Bei den Fachpraktiker-Ausbildungen 
handelt es sich um Ausbildungen im Sin-
ne des BBiG (§ 1 Abs. 3 BBiG), da sie in 
einem geordneten Ausbildungsgang ver-
laufen und die notwendige berufl iche 
Handlungsfähigkeit vermitteln. Damit sind 
die §§ 27 ff . BBiG anwendbar, die die Eig-
nung von Ausbildungsstätte und Ausbil-
dungspersonal zum Gegenstand haben. § 
27 BBiG (Eignung der Ausbildungsstätte) 
wird durch § 5 der „Rahmenregelung“ 
des Hauptausschusses des BIBB31 kon-
kretisiert, der u. a. vorsieht, dass für ein 
angemessenes Ausbilder-Auszubildenden-
Verhältnis höchstens acht Auszubildende 
auf eine Ausbilderin bzw. einen Ausbilder 
kommen. Die §§ 28 ff . BBiG regeln die Eig-
nung der Ausbildenden (diejenigen, die 
Auszubildende einstellen, vgl. § 10 Abs. 1 
BBiG) und der Ausbilderinnen bzw. Ausbil-
der. Von besonderer Relevanz ist hier die 
Eignung der Ausbilderinnen und Ausbilder, 
die gem. § 28 Abs. 1 Nr. 2 BBiG persönlich 
(§ 29 BBiG) und fachlich (§ 30 BBiG) geeig-
net sein müssen. Fachlich geeignet ist nach 
§ 30 Abs. 1 BBiG, wer die berufl ichen sowie 
berufs- und arbeitspädagogischen Fertig-
keiten, Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, 
die für die Vermittlung der Ausbildungsin-
halte erforderlich sind. Nach den Vorga-
ben des BIBB-Hauptausschusses ist für die 
fachpraktische Ausbildung in Fachprakti-
ker-Berufen insbesondere eine rehabilitati-
onspädagogische Zusatzqualifi kation (sog. 
ReZA-Qualifi kation) im Umfang von 320 
Stunden erforderlich, vgl. § 6 der „Rah-
menregelung“.32 Das „Rahmencurriculum 
für eine Rehabilitationspädagogische Zu-
satzqualifi kation für Ausbilderinnen und 
Ausbilder (ReZA)“ greift die inhaltlichen 
Vorgaben zur Eignung des Ausbildungsper-
sonals auf, konkretisiert sie und defi niert 
einzelne Kompetenzfelder mit dem Ziel, 
eine Steigerung in der Ausbildungsqualität 
der Fachpraktiker-Ausbildungen zu errei-
chen.33 Dieses Erfordernis der zusätzlichen 
Qualifi zierung der Ausbilderinnen und 
Ausbilder stößt in der Praxis der Betriebe 
und Kammern zuweilen allerdings auf Un-

eben angesprochen, gem. (§§ 66 Abs. 2, 65 
Abs. 2 S. 1, 34 BBiG (bzw. §§ 42m Abs. 2, 
42l Abs. 2 S. 1, 28 HwO) in das Verzeich-
nis der Ausbildungsverhältnisse (bzw. in 
die Lehrlingsrolle) einzutragen. Die Ein-
tragung ist von der Kammer erst dann 
vorzunehmen, wenn festgestellt worden 
ist, dass die Ausbildung in einem solchen 
besonderen Ausbildungsgang wegen Art 
und Schwere der Behinderung erforder-
lich ist.27 Durch die Eintragung wird das 
Berufsausbildungsverhältnis jedoch nicht 
zu einem Berufsausbildungsverhältnis in 
einem staatlich anerkannten Beruf.28 

4. Ausbildung auch für Minderjährige 
Wie bereits in Teil I dieses Beitrags the-
matisiert,29 dürfen nach § 4 Abs. 3 BBiG 
(bzw. § 25 Abs. 3 HwO) Jugendliche unter 
18 Jahren grundsätzlich nicht in anderen 
als anerkannten Ausbildungsberufen aus-
gebildet werden. Ausbildungen nach §§ 66 
BBiG, 42m HwO sind keine Ausbildungen 
in anerkannten Berufen und unterfallen 
daher grundsätzlich dem Ausbildungsver-
bot des § 4 Abs. 3 BBiG. Da die Vorschrift 
des § 4 Abs. 3 BBiG Minderjährige aber 
ausschließlich vor einer unvollständigen 
und unzureichenden Ausbildung schützen 
will und weil völkerrechtliche Vorgaben 
– insbesondere Art. 24 Abs. 5 BRK – ver-
langen, dass es auch Sonderwege in der 
Berufsausbildung geben darf und muss, 
um einen auf dem Arbeitsmarkt verwert-
baren Berufsabschluss zu erlangen, kann 
das Ausbildungsverbot in diesem Fall kei-
ne Anwendung fi nden. Methodisch ist die 
Vorschrift des § 4 Abs. 3 BBiG wegen des 
eindeutigen Wortlauts für den Fall einer 
Ausbildung nach §§ 66 BBiG, 42m HwO te-
leologisch zu reduzieren.30

III. Rehabilitationsspezifi sche 
Zusatzqualifi kation 
Eine besondere Aufmerksamkeit kommt 
in der fachpraktischen Diskussion der Eig-
nung von Ausbildungspersonen (Ausbil-
dern) für Ausbildungen nach §§ 66 BBiG, 
42m HwO zu. 
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ein Instrument, mit dessen Hilfe eine frü-
he Annäherung von behinderten jungen 
Menschen an die betriebliche Arbeitswirk-
lichkeit auch dann ermöglicht werden soll, 
wenn eine, auch behinderungsgerecht an-
gepasste Vollausbildung wegen Art und 
Schwere der Beeinträchtigung nicht in Be-
tracht kommt. 

Folgende Merkmale kennzeichnen die 
Fachpraktiker-Ausbildungen nach §§ 66 
BBiG, 42m HwO: 
• Berufsausbildungsvertrag – Eintragung 

in das Verzeichnis der Berufsausbil-
dungsverhältnisse (bzw. in die Lehr-
lingsrolle) bei der zuständigen Kammer 

• Grundlage: besondere Ausbildungs-
reglungen = Einzelfallregelungen der 
Kammern 

• je nach Art und Schwere der Behin-
derung 

• hierbei Orientierung an den Ausbil-
dungsordnungen der tätigkeitsver-
wandten Fachberufen 

• Abschlussprüfung vor der Kammer. 

Darüber hinaus verlangt der in § 64 BBiG 
(42k HwO) verankerte Grundsatz des Vor-
rangs der Ausbildung in anerkannten Aus-
bildungsberufen die Möglichkeit des Durch-
stiegs von einer Fach-Praktiker-Ausbildung 
in eine Fachkraft-Ausbildung.40 

Bei den Fachpraktiker-Ausbildungen 
nach den §§ 66 BBiG, 42m HwO handelt es 
sich um angemessene Vorkehrungen i. S. 
v. Art. 24 Abs. 5, Art. 2 Abs. 4 BRK, denn 
sie gewährleisten als behinderungsgerech-
te Einzelfallregelungen behinderten jungen 
Menschen den gleichberechtigten Zugang 
zur Berufsausbildung. Insgesamt lässt sich 
daher resümieren, dass das Berufsbildungs-
recht mit Normierung der Fachpraktiker-
Ausbildungen inklusiv „gut aufgestellt“ ist, 
denn diese Ausbildungen ermöglichen einen 
anderen Weg der berufl ichen Qualifi kati-
on, wenn wegen Art und Schwere der Be-
hinderung eine reguläre Ausbildung auch 
mit Nachteilsausgleichen nicht in Betracht 
kommt und verhindern so eine frühe Ent-
fremdung vom allgemeinen Arbeitsmarkt. 

junge behinderte Menschen mangels beste-
hender betrieblicher Ausbildungsmöglich-
keiten in der Praxis häufi g unumgänglich, 
auf außerbetriebliche Ausbildungsange-
bote auszuweichen. Dies gilt umso mehr, 
wenn im konkreten Fall eine Fachprakti-
ker-Ausbildung ansteht.36 Sowohl die au-
ßerbetriebliche als auch die betriebliche 
Fachpraktiker-Ausbildung ist mit Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach 
den Regelungen des SGB IX und des SGB 
III durch die Bundesagentur für Arbeit 
förderungsfähig. Außerbetrieblich werden 
Fachpraktiker-Ausbildungen durch beruf-
liche Rehabilitationseinrichtungen (z. B. 
Berufsbildungswerke) durchgeführt, vgl. 
§§ 49 Abs. 3 Nr. 5, 51 SGB IX, 117 Abs. 1 S. 
1 Nr. 1a SGB III. Um der Verfestigung der 
damit verbundenen Segregation auf dem 
Ausbildungs- und späteren Arbeitsmarkt 
entgegenzuwirken, sieht § 51 Abs. 2 SGB 
IX die teilweise Durchführung der außer-
betrieblichen Ausbildung auf dem allge-
meinen Ausbildungsmarkt (sog. Verzahnte 
Ausbildung) vor.37 

Auch wenn die betriebliche Fachprak-
tiker-Ausbildung noch nicht gleichfalls 
bekannt und bewährt ist, so wächst ihr 
Bekanntheitsgrad und Betriebe sehen zu-
nehmend auch hierin eine Möglichkeit, ei-
genen Nachwuchs für sich zu gewinnen.38 
Die betriebliche Fachpraktiker-Ausbildung 
kann vor allem durch die sog. betriebliche 
Ausbildungsbegleitung als besondere Teil-
habeleistung (§ 117 Abs. 1 S. 1 Nr. 1b), Nr. 
2, 118 S. 1 SGB III i. V. m. § 49 Abs. 3 Nr. 
5, Abs. 6 SGB IX) umfangreich, bedarfsge-
recht und vornehmlich auch durch Hilfe-
stellungen im Betrieb unterstützt werden. 
Von Bedeutung ist hierbei, dass auf das 
Erfordernis der ReZA-Qualifi kation dann 
verzichtet werden kann, da die Qualität der 
Ausbildung durch die Hilfestellung geeig-
neter Leistungserbringer – z. B. Berufsbil-
dungswerke oder Integrationsfachdienste 
– sichergestellt ist.39 

V. Fazit 
Die sog. Fachpraktiker-Ausbildungen sind 

Dieser Beitrag wurde unter www.reha-recht.

de in zwei Teilen als Fachbeiträge B3-2020 

und B4 2020 in der Kategorie B: Arbeitsrecht 

erstveröffentlicht und erscheint hier in leicht 

gekürzter Fassung. Wir bedanken uns für die 

freundliche Erlaubnis zum Nachdruck.
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fi leadmin/user_upload/DVfR/Downloads/Stellung-

nahmen/ReZa-Stellungnahme_DVfR.pdf, zuletzt 

abgerufen im Juli 2015; sowie Zöller/Srbeny/Jör-

gens, Ausbildungsregelungen nach § 66 BBiG/§ 

42m HwO für Menschen mit Behinderung und 

ReZA-Qualifi kation für das Ausbildungspersonal 

– Eine Sachstandsanalyse, Abschlussbericht, 

September 2016, S. 83 ff., https://www.bibb.de/

tools/dapro/data/documents/pdf/eb_78141.pdf, 

zuletzt aufgerufen im Juli 2019; zugleich wird da-

rauf hingewiesen, dass die Anerkennungspraxis 

der Kammern ein weiteres Problem im Zusam-

menhang mit der ReZA-Qualifi kation darstellt.

35  Hierzu in Teil I des Beitrags, S. 1 f.

36  Hierzu Zöller/Srbeny/Jörgens, Ausbildungs-

regelungen nach § 66 BBiG/§ 42m HwO für Men-

schen mit Behinderung und ReZA-Qualifi kation 

für das Ausbildungspersonal - Eine Sachstands-

analyse, Abschlussbericht, September 2016, S. 

22 ff., 30 ff., 45 ff.

37  Hierzu die sich anschließenden Beiträge zu § 51 

Abs. 2 SGB IX – Anforderungen an die Rehabi-

litationseinrichtungen und die Rechtstellung des 

Rehabilitanden in der Einrichtung und im Betrieb.

38  Zöller/Srbeny/Jörgens, Ausbildungsregelungen 

nach § 66 BBiG/§ 42m HwO für Menschen mit 

Behinderung und ReZA-Qualifi kation für das 

Ausbildungspersonal – Eine Sachstandsanalyse, 

Abschlussbericht, September 2016, S. 22 ff., 33., 

64 f.

39  Ausführlich Kalina, Betriebliche Realisierung 

berufl icher Ausbildung behinderter Menschen, 

2019, S. 185 ff.

40  Nach § 14 der „Rahmenregelung“ des BIBB ist 

ein solcher Übergang kontinuierlich zu prüfen, 

vgl. Fn. 2.

fen am 29.06.2020; die „Rahmenregelung für 

Ausbildungsregelungen für behinderte Menschen 

gemäß § 66 BBiG/§ 42m HwO“ vom 17.12.2009 

(geändert am 15.12.2010), Bundesanzeiger Nr. 

118a, https://www.bibb.de/dokumente/pdf/

HA136.pdf, zuletzt abgerufen am 29.06.2020; 

sowie einige berufsspezifi sche Musterregelungen, 

z. B. die Empfehlung für eine Ausbildungsrege-

lung zum/zur Fachpraktiker/in Küche (Beikoch/

Beiköchin), https://www.bibb.de/dokumente/pdf/

HA150.pdf, zuletzt abgerufen am 29.06.2020.

16  Entwurf der Bundesregierung, Bundestags-

Drucksache 15/3980, S. 56 – bis zur Neufassung 

des BBiG (2005) existierten deutschlandweit 

rund 900 Sonderausbildungsregelungen, wobei 

die zuständigen Stellen (Kammern) häufi g keinen 

oder nur unzureichenden Gebrauch von den 

Empfehlungen des BIBB machten, was zu Pro-

blemen bzgl. der bundesweiten Akzeptanz und 

Verwertung derartiger berufl icher Qualifi kationen 

führte, vgl. auch Bericht Ausbildungsstellenmarkt 

2005, Bundestags-Drucksache 15/5922, S. 14.

17  Robinson, RdJB 2015, 17, 24.

18  Vgl. § 2 und die dazugehörige Info-Tafel „Rah-

menregelung“.

19  Lakies/Malottke, BBiG, 6. A. 2018, § 66 Rn. 2; 

Proyer-Popella in HK-BBiG, 1. A. 2011, § 66 Rn. 

3.

20  Benecke/Hergenröder, BBiG, 2009, § 66 Rn. 5; 

Leinemann/Taubert, BBiG, 2. A. 2008, § 66 Rn. 

4.

21  Benecke/Hergenröder, BBiG, 2009, § 66 Rn. 5.

22  Allgemein zu den Begriffen, vgl. Kopp/Ramsauer, 

VwVfG, 19. A. 2018, § 43 Rn. 16 ff., 26 ff.  

23  Die Feststellung des individuellen Bedarfs an 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und zu-

gleich die Entscheidung, welche Ausbildungsform 

gewählt wird, sollte „Hand in Hand“ gehen; vgl. 

zu „Berufswegekonferenzen“ unter Einbeziehung 

der beteiligten Akteure einschließlich des behin-

derten Menschen Nebe/Waldenburger, Budget 

für Arbeit, Hrsg. Landschaftsverband Rheinland 

(LVR) – Integrationsamt, 2014, S. 129 ff., 134.

24  Für einen Bescheid zur Gewährung von Leistun-

gen zur Teilhabe dem Grunde nach bereits Giese/

Nebe, RP-Reha I/2015, 55, 60.

25  Zur Bedeutung des Selbstbestimmungsrechts in 

der berufl ichen Rehabilitation Nebe in Gagel, SGB 

III, 75. EL 2019, § 112 Rn. 15a, 15b, 18a.

26  Vgl. § 19 SGB IX zum Teilhabeplan als Grundlage 

auch für die berufl iche Ausbildung; vgl. auch 

Nebe in Gagel, SGB III, 75. EL 2019, § 112 Rn. 

15 b.

27  3.3. der „Rahmenrichtlinien“, S. 5.

28  So zutreffend LSG Thüringen, B. v. 20.10.2014 – 

L 4 AS 1070/14 B – Rn. 35, juris.  

https://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/

publication/show/10575. 
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gen, vgl. § 16 der BIBB-Rahmenordnung, abge-

druckt bei Lakies/Malottke, BBiG, 6. A. 2018, § 

47 Rn. 19 ff.

10  Dazu Faber/Rabe-Rosendahl in FKS-SGB IX, 4. 

A. 2018, § 209 Rn. 8.

11  Vollmer in Berufsbildung in Wissenschaft und 

Praxis (BWP) 2/2015, S. 36 f.; Leinemann/Tau-

bert, BBiG, 2. A. 2008, Anhang zu § 65 BBiG; 

Proyer-Popella in HK-BBiG, 1. A. 2011, § 65 Rn. 

12; Faber/Rabe-Rosendahl in FKS-SGB IX, 4. A. 

2018, § 209 Rn. 8.

12  In diesem Sinne auch Vollmer in Berufsbildung 

in Wissenschaft und Praxis (BWP) 2/2015, 36 

f.; Hechler/Plischke, Beitrag A12-2015, S. 4 ff., 

www.reha-recht.de.

13  Zum unionsrechtlichen Begriff in Art 5 RL 

2000/78/EG und der Umsetzung durch die §§ 

164 Abs. 4 und 5 SGB IX sowie §§ 618 BGB, 12 

AGG, vgl. Faber/Rabe-Rosendahl in FKS-SGB IX, 

4. A. 2018, § 164 Rn. 108 ff.

14  Gesetzesbegründung zu § 48b BBiG a. F., 

Bundestags-Drucksache 14/5074, S. 127.

15  Vgl. die „Rahmenrichtlinien für Ausbildungs-

regelungen nach § 66 BBiG und § 42m HwO 

für behinderte Menschen“ vom 20.6.20006, 

Bundesanzeiger Nr.130/2006 vom 14.07.2006, 

https://www.bibb.de/dokumente/pdf/

empfehlung_118-rahmenrichtlinien_ausb.rege-

lung_beh.menschen_196.pdf, zuletzt abgeru-



Arbeitshilfe 
Organisationsentwicklung

BLESINGER, Berit (2014):

„Inklusion und berufl iche Bildung koope-

rativ gestalten!“ Leitlinien und Handlungs-

ansätze zur Organisationsentwicklung für 

Leitungs- und Fachkräfte

8,00 €

Qualitätskriterien 
Berufspraktika
HOHN, Kirsten (2014):

Qualitätskriterien für die Vorbereitung, Be-

gleitung und Auswertung von Berufsprak-

tika. Handlungsleitfaden für Fachkräfte der 

berufl ichen Integrationsarbeit

5,00 €
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 Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung e.V. (Hrsg.)

Qualitätskriterien
für die Vorbereitung, Begleitung und 
Auswertung von Betriebspraktika  
Handlungsleitfaden für Fachkräfte in der beru  ichen Integrationsarbeit

von Kirsten Hohn

Equal Entwicklungspartnerschaft „Talente“

 Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung e.V. (Hrsg.)

Materialien der BAG UB
Anzeige

Themenheft 2
SIEVERS, Ulla / KREMEIKE, Karin (2014):

„Hier stehe ich im Mittelpunkt!“ Perso-

nenzentriertes Denken und Handeln in 

der Unterstützten Beschäftigung. 

Einzelheft: 8,00 €

Paket: alle fünf Themenhefte zusammen 

für 20,00 €

 

„Hier stehe ich im Mittelpunkt!“
Personenzentriertes Denken und Handeln  
in der Unterstützten Beschäftigung 

von Ulla Sievers und Karin Kremeike

T
h

e
m

e
n

h
e
ft

 2

Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung e.V. (Hrsg.) F
a
c
h

k
o

m
p

e
te

n
z
 U

n
te

rs
tü

tz
te

 B
e
s
c
h

ä
ft

ig
u

n
g

Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung e.V. (Hrsg.)

Themenheft 1
WIERSCH, Johanna (2014):

„Alle an Bord!“ Gespräche führen im 

Kontext der Unterstützten Beschäftigung.

Einzelheft: 8,00 €

Paket: alle fünf Themenhefte zusammen 

für 20,00 €

 

„Alle an Bord!“
Gespräche führen im Kontext der Unterstützten Beschäftigung 
von Johanna Wiersch
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Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung e.V. (Hrsg.)

Themenheft 3
FRÜCHTEL, Frank (2014):

„Raum ist Beziehung“. Sozialraumorien-

tierung und Unterstützte Beschäftigung

Einzelheft: 8,00 €

Paket: alle fünf Themenhefte zusammen 

für 20,00 €

 

„Raum ist Beziehung“ 
Sozialraumorientierung und Unterstützte Beschäftigung

von Prof. Frank Früchtel 
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Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung e.V. (Hrsg.)

Themenhefte Unterstützte Beschäftigung

Bestellungen online unter: www.bag-ub.de/materialbestellung

Der Versand erfolgt gegen Rechnung zuzüglich Porto und Verpa-

ckung. 

Oder als kostenloser Download:
Die Broschüre Qualitätskriterien Berufspraktika und weitere kost-

Broschüren fi nden Sie unter: http://www.bag-ub.de/publikationen 

Die Themenhefte sowie die Arbeitshilfe Organisationsentwicklung 

sind im Fachinformationspool Unterstützte Beschäftigung verfüg-

bar unter: www.bag-ub.de/ub/fi p

Themenheft 5
AGRICOLA, Jörg (2014):

„Bildung inklusive“. Projekttags-Gestal-

tung in der Unterstützten Beschäftigung

Einzelheft: 8,00 €

Paket: alle fünf Themenhefte zusammen 

für 20,00 €

 

„Bildung inklusive“  
Projekttags-Gestaltung in der Unterstützten Beschäftigung

von Jörg Agricola
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Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung e.V. (Hrsg.)

Themenheft 4
MÜLLER, Susanne (2014):

„Vielfalt wahrnehmen und anerkennen“. 

Migration und Unterstützte Beschäfti-

gung

Einzelheft: 8,00 €

Paket: alle fünf Themenhefte zusammen 

für 20,00 €

 

„Vielfalt wahrnehmen und anerkennen“ 
Migration und Unterstützte Beschäftigung

von Susanne Müller 
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den letzten Jahren – oft mit Unterstützung 
von Fachdiensten zur berufl ichen Teilhabe –
eine Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt gefunden. In der Regel ge-
hören diese Beschäftigungsverhältnisse in 
den Bereich der sogenannten „angelern-
ten“ Tätigkeiten. Die Arbeitsplätze sind 
nicht selten auf die individuellen Fähigkei-
ten der Arbeitnehmer*innen zugeschnitten. 
Im Laufe ihrer Tätigkeit erwerben, festigen 
und erweitern diese Arbeitnehmer*innen 
die notwendigen Kompetenzen und Fer-
tigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie 
erhalten aber in der Regel keine formale 
Anerkennung dieser Kompetenzen.

Die Erfassung und Validierung infor-
mell erworbener berufl icher Kompeten-
zen gerade für formal gering qualifi zierte 
Personen gewinnt seit einiger Zeit auch in 
Deutschland zunehmend an Bedeutung. 
Darauf verweisen Veröff entlichungen des 
Bundesinstituts für Berufsbildung1 und 
der Bertelsmann Stiftung2. Die Bertels-
mann Stiftung macht deutlich, dass „der 
überwiegende Teil des berufl ich relevanten 
Wissens und der Kompetenzen durch das 
Lernen am Arbeitsplatz, im Austausch mit 
Kollegen und Experten, in der Freizeit und 
durch die Nutzung von nichtpädagogischen 
Medien erworben wird“ (Bertelsmann Stif-
tung 2015, S. 14) 3. Auch auf europäischer 
Ebene ist die Bedeutung dieses Themas er-
kannt worden: der Europäische Rat hat mit 
Beschluss vom 20. Dezember 2012 seine 
Mitgliedsstaaten dazu aufgefordert, bis zum 
Jahr 2018 Zertifi zierungsmöglichkeiten für 
non-formal und informell erworbene Kom-
petenzen zu schaff en (a.a.O., S. 7).

Eine offi  zielle Anerkennung informell 
erworbener Kompetenzen ist in Deutsch-
land bisher nicht geregelt, worauf u.a. die 
Bertelsmann Stiftung verweist: „Es fehlt in 
Deutschland an Möglichkeiten, die nicht 
durch Abschlüsse und Zertifi kate belegten 
Kompetenzen auch verwertbar zu machen. 

• Integrationsfachdienst Köln gGmbH
• Soziales Förderwerk e.V. in Chemnitz 
• Access -  Inklusion im Arbeitsleben 

gGmbH und Integrationsfachdienst Mit-
telfranken gGmbH in Nürnberg
Als weiterer Projektpartner ist das Bil-

dungs- und Forschungsinstitut zum selbstbe-
stimmten Leben (bifos) beteiligt. Die Aufgaben 
von bifos liegen vor allem bei der Unterstüt-
zung und Beratung im Bereich der Peer-An-
gebote und bei der technischen Infrastruktur 
des Projekts. Die Koordination des Projekts 
liegt bei der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Unterstützte Beschäftigung (BAG UB).

Es konnten zahlreiche Kooperations-
partner für das Projekt gewonnen werden. 
Das sind an den Projektstandorten vor al-
lem Kammervertretungen und Integra-
tions-/Inklusionsämter. Auf Bundesebene 
wird das Projekt von folgenden Organisati-
onen begleitet und unterstützt: 
• Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales
• Bundesministerium für Bildung und 

Forschung
• Bundesinstitut für Berufsbildung
• Deutscher Industrie- und Handelskam-

mertag
• Zentralverband des Deutschen Hand-

werks
• Westdeutscher Handwerkskammertag / 

Projekt ValiKom Transfer
• Kuratorium der Deutschen Wirtschaft 

für Berufsbildung
• Deutscher Gewerkschaftsbund
• Bundesagentur für Arbeit
• Bundesarbeitsgemeinschaft der Integra-

tionsämter und Hauptfürsorgestellen
• Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten 

für behinderte Menschen
Weitere Partner sollen im Verlauf des 

Projekts noch hinzugewonnen werden.

Warum Kompetenzfeststellung?
Viele Menschen mit Behinderung haben in 

Das Projekt TalentPASS 
Potenziale aufdecken, anerkennen und weiterbilden
Von Claus Sasse

Am 1. März 2019 fi el der Startschuss 
für das Projekt „TalentPASS – Po-
tenziale aufdecken, anerkennen 
und weiterbilden“. Es wird vom 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales aus Mitteln des Ausgleichs-
fonds fi nanziert und hat eine Lauf-
zeit von vier Jahren. Die Pilotphase 
ist abgeschlossen und es gibt erste 
Ergebnisse.

Was ist das Projekt TalentPASS?
Das Projekt TalentPASS richtet sich an Men-
schen mit Behinderung, die in sozialversi-
cherungspfl ichtigen Arbeitsverhältnissen 
beschäftigt sind und für ihre aktuelle Tätig-
keit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt kei-
ne formale Anerkennung z.B. in Form eines 
Berufsabschlusses haben.

Das Projekt TalentPASS bietet dieser 
Zielgruppe die Möglichkeit, in einem ersten 
Schritt durch eine validierte Kompetenz-
feststellung eine formale Anerkennung ih-
rer berufl ichen Kompetenzen zu erhalten. 
In einem zweiten Schritt sollen individuelle 
Möglichkeiten für eine berufl iche Weiter-
qualifi zierung ermittelt und passende Wei-
terbildungen durchgeführt werden. Auch 
hier ist das Ziel, die berufl ichen Qualifi zie-
rungen mit formalen Anerkennungen abzu-
schließen.

Neben der Kompetenzfeststellung und 
der berufl ichen Weiterqualifi zierung sind 
weitere Projektbausteine die Entwicklung 
von regionalen Netzwerken für berufl iche 
Weiterbildung sowie die Ausbildung und 
der Einsatz von Peer-Expert*innen bei den 
Projektpartnern.

Das Projekt TalentPASS wird an fünf 
Standorten von sechs erfahrenen Fach-
diensten zur berufl ichen Teilhabe umge-
setzt:
• integra Lübeck gGmbH
• Hamburger Arbeitsassistenz gGmbH
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Projekts ValiKom ergab, dass Betriebe sich 
von einer Validierung informeller Kompe-
tenzen nicht nur eine größere Zufrieden-
heit ihrer Mitarbeiter*innen versprechen, 
sondern hier auch Chancen für eine lang-
fristige Mitarbeiter*innenbindung an den 
Betrieb und eine Möglichkeit zur Fachkräf-
tesicherung sehen.

Ausblick
Bedingt durch die Einschränkungen im 
Zuge der COVID-19 Pandemie mussten die 
Kompetenzfeststellungen zunächst ausge-
setzt werden, bereits im Zuge der ersten 
Lockerungen begann aber der Wiederein-
stieg in die Praxisphase. An den einzelnen 
Standorten werden die Kooperationen mit 
den örtlichen Kammern und Ausbildungs-
trägern weiterentwickelt und mit den ersten 
Teilnehmenden der Kompetenzfeststellung 
werden bereits berufl iche Qualifi zierungs-
möglichkeiten erkundet.

FUSSNOTEN

1  https://www.bibb.de/de/pressemittei-

lung_40532.php

2  https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/the-

men/aktuelle-meldungen/2016/april/experten-

fordern-anerkennungssystem-fuer-informell-und-

non-formal-erworbene-kompetenzen/

3  Bertelsmann Stiftung (Hg.). / Claudia Gaylor, 

Nicolas Schöpf, Eckart Severing: Wenn aus 

Kompetenzen berufl iche Chancen werden. 

Gütersloh 2015

petenzen durch den Betrieb oder den 
unterstützenden Fachdienst.

. 3. Erstellung einer Kompetenzbilanz 
aus der Selbst- und der Fremdein-
schätzung.

. 4. Zuordnung der festgestellten 
berufl ichen Kompetenzen zu den 
entsprechenden Tätigkeitsbereichen 
von einem oder mehreren passenden 
Ausbildungsberufen.

. 5. Validierung der berufl ichen Kompe-
tenzen durch eine Kammer oder einen 
anerkannten Träger der berufl ichen 
Aus- oder Weiterbildung mit Zertifi ka-
terstellung.

Erste Erfolge:
Nach der Vorbereitungsphase und mit Start 
der Praxisphase des Projekts im Januar 
2020, haben am Projektstandort Hamburg 
zwei Teilnehmende nach diesem Verfah-
ren eine Validierung durch die IHK im Be-
reich Lager/Logistik erfolgreich absolviert. 
Am Projektstandort Köln wurde ein erstes 
Validierungsverfahren im Bereich Gastro-
nomie mit dem Kammerprojekt „ValiKom 
Transfer“ erfolgreich abgeschlossen. Bei 
„ValiKom Transfer“ werden berufl iche 
Kompetenzen auf dem Niveau von Ausbil-
dungsberufen validiert. Weitere ValiKom-
Validierungen in Köln, München und Dres-
den sind bereits in Vorbereitung.

Damit konnten die beteiligten Projekt-
partner bereits zu Beginn der Durchfüh-
rungsphase des Projekts zeigen, dass eine 
Kooperation mit den örtlichen Kammern 
für die Validierung der berufl ichen Kompe-
tenzen funktioniert und für die teilnehmen-
den Arbeitnehmer*innen erfolgreich ist. 

Auch die Betriebe der teilnehmenden 
Arbeitnehmer*innen werden davon profi -
tieren. Eine Unternehmensbefragung des 

Sie werden oft am aktuellen Arbeitsplatz 
genutzt, aber in der Regel nicht dokumen-
tiert oder gar zertifi ziert“ (a.a.O., S. 9).

Das Projekt TalentPASS will zeigen, dass 
anerkannte Kompetenznachweise dazu bei-
tragen, die berufl ichen Teilhabechancen für 
Menschen mit Behinderung zu verbessern. 
Sie stärken die Persönlichkeit der Beschäf-
tigten und bieten den Betrieben die Möglich-
keit, durch ein validiertes Kompetenzprofi l 
das Erfahrungs- und Fähigkeitsspektrum 
der Beschäftigten besser einzubinden.

Verfahrensablauf bei der Kom-
petenzfeststellung und erste 
Kooperationen mit örtlichen 
Kammern
Während der Pilotphase des Projekts Ta-
lentPASS von März bis Dezember 2019 
wurden in einem ersten Schritt von den be-
teiligten Projektpartnern unterschiedliche 
frei zugängliche Kompetenzfeststellungs-
verfahren getestet. Dabei hat sich gezeigt, 
dass aufgrund der jeweiligen behinde-
rungsbedingten Bedarfe der teilnehmenden 
Arbeitnehmer*innen in der Regel mit einem 
Mix aus verschiedenen Kompetenzfeststel-
lungstools gearbeitet werden muss. Hierbei 
werden neben berufl ichen Kompetenzen 
auch soziale und personale Kompetenzen 
dokumentiert. 

Für den Bereich der berufl ichen Kom-
petenzen ist das Ziel eine höchstmögliche 
formale Anerkennung in Abgleich mit den 
Tätigkeitsanforderungen der bestehenden 
Ausbildungsberufe durch externe Prüforga-
nisationen. Als Kooperationspartner kom-
men deshalb die örtlichen Handels- und 
Handwerkskammern oder andere etablierte 
Träger berufl icher Aus- und Weiterbildung 
in Betracht, die auch als Zertifi zierungsor-
ganisationen eine hohe Anerkennung ha-
ben.

Als nächstes wurde im Projekt ein ein-
heitlicher Verfahrensablauf für die Validie-
rung der berufl ichen Kompetenzen erarbei-
tet. Dieser beinhaltet fünf Schritte: 
. 1. Selbsteinschätzung der eigenen 

berufl ichen Kompetenzen von den 
teilnehmenden Arbeitnehmer*innen 
mit Unterstützung durch 
Fachdienstmitarbeiter*innen sowie

. 2. Fremdeinschätzung dieser Kom-

Fähigkeiten zeigen und erweitern!
Ein Angebot für Arbeitnehmer*innen mit Behinderung.
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eine zusätzliche Arbeitsassistenz beim In-
tegrationsamt beantragt worden ist. Nach 
Ansicht des Integrationsamtes decke die 
Pauschale alle arbeitgeberseitigen Auf-
wendungen ab. Hierauf basierend soll im 
Folgenden untersucht werden, inwieweit 
eine Kombination des Budgets für Arbeit 
mit einer Arbeitsassistenz möglich ist und 
welche Alternativen ggf. bestehen. 

III. Arbeitsassistenz: Rechts-
grundlagen und Zuständigkeit 

1. Assistenzbegriff  
Der Begriff  der Arbeitsassistenz ist im SGB 
nicht legaldefi niert. Die Bundesarbeits-
gemeinschaft der Integrationsämter und 
Hauptfürsorgestellen (BIH) defi niert in den 
BIH-Empfehlungen zur Arbeitsassistenz3 
die Tätigkeit einer Arbeitsassistenz als: 

„[…] über gelegentliche Handreichun-
gen hinausgehende, zeitlich wie tätigkeits-
bezogene regelmäßig wiederkehrende Un-
terstützung von schwerbehinderten und 
gleichgestellten behinderten Menschen mit 

tenz bietet § 185 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX, auf 
dessen Grundlage eine Erhöhung festgeleg-
ter Pauschalbeträge im Rahmen des Bud-
gets für Arbeit denkbar ist. 

II. Ausgangssituation 
In der Praxis wurde mehrfach die Frage 
nach den Kombinationsmöglichkeiten ei-
nes Budgets für Arbeit (§ 61 SGB IX)1 mit 
weiteren Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben (§ 49 SGB IX), im Besonderen 
mit einer Arbeitsassistenz gestellt. 

In einem konkreten Fall2 wird ein Budget 
für Arbeit durch den Träger der Eingliede-
rungshilfe gewährt. Neben dem Lohnkos-
tenzuschuss nach § 61 Abs. 2 S. 1 HS 1 SGB 
IX wird ein nach Landesrecht festgelegter 
Pauschalbetrag gezahlt für die wegen der 
Behinderung erforderliche Anleitung und 
Begleitung am Arbeitsplatz nach § 61 Abs. 
2 S. 1 HS 2 SGB IX. Dieser beträgt im Pra-
xisfall 250 Euro monatlich. Die Pauschale 
ist aus Sicht der leistungsberechtigten Per-
son zu gering und deckt die notwendigen 
Unterstützungsbedarfe nicht, weswegen 

Regelungsbedarf
Kombination eines Budgets für Arbeit mit weiteren Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben, speziell einer Arbeitsassistenz

Von Cindy Gast-Schimank 

I. Thesen der Autorin 
1. Das Budget für Arbeit muss notwendi-
gerweise mit weiteren Leistungen abge-
stimmt werden, um wirksam zu sein. 
2. Es fehlt an einer ausdrücklichen Rege-
lung zur Abstimmung mit anderen Leis-
tungen zur Teilhabe und deren Integration 
in ein „Budget für Arbeit“ in Gestalt einer 
Leistung aus einer Hand. Gleichzeitig ist 
keine Regelung bekannt, die eine Kombi-
nation des Budgets für Arbeit mit weiteren 
Leistungen ausschließt. 
3. Eine Arbeitsassistenz kann im Zustän-
digkeitsbereich der Integrationsämter oder 
der Reha-Träger liegen. Eine Zuständigkeit 
der Eingliederungshilfeträger für Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) 
nach § 49 SGB IX ist seit dem 01.01.2020 
nicht mehr vorgesehen. Menschen, die ein 
Budget für Arbeit im Rahmen der Einglie-
derungshilfe (EGH) erhalten, können den-
noch LTA durch andere Reha-Träger sowie 
das Integrationsamt erhalten. 
4. Eine Alternative zur Kombination des 
Budgets für Arbeit mit einer Arbeitsassis-
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gleichabgabe möglich. Rechtsgrundlage 
ist § 185 Abs. 5 SGB IX i. V. m. § 17 Abs. 
1a Schwerbehinderten-Ausgleichsabga-
beverordnung (SchwbAV). Die Leistung ist 
gegenüber denen der Rehabilitationsträger 
nachrangig (vgl. § 185 Abs. 6 S. 1 SGB IX). 

Eine Arbeitsassistenz auf diesen 
Rechtsgrundlagen erhalten schwerbe-
hinderte oder ihnen gleichgestellte Men-
schen. Die Leistung setzt zudem eine 
Beschäftigung in einem tarifl ich oder orts-
üblich entlohnten Beschäftigungsverhält-
nis auf einem Arbeitsplatz im Sinne der 
§§ 156 Abs. 1 und 185 Abs. 2 S. 3 SGB IX 
voraus.10 Davon, dass eine Beschäftigung 
mit einem Budget für Arbeit hierzu zählt, 
ist auszugehen. § 156 SGB IX liefert keine 
anderen Hinweise. Zudem spricht auch § 
61 SGB IX von Arbeitsverhältnissen mit 
einer tarifvertraglichen oder ortsüblichen 
Entlohnung. Die beinahe identische For-
mulierung spricht eindeutig dafür, dass 
Beschäftigte mit einem Budget für Arbeit 
auf Arbeitsplätzen i. S. d. § 156 SGB IX be-
schäftigt werden. 

2. Arbeitsassistenz auf Grundlage von § 
49 Abs. 8 Nr. 3 SGB IX sowie § 185 Abs. 5 
SGB IX i. V. m. § 17 Abs. 1a SchwbAV 
Die Hilfe nach § 49 Abs. 8 Nr. 3 SGB IX wird 
als Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplat-
zes klassifi ziert und ist zeitlich begrenzt.8 
Sie wird für die Dauer von bis zu drei Jah-
ren gewährt und von den Integrationsäm-
tern ausgeführt (§ 49 Abs. 8 S. 2 SGB IX), 
um einen später möglichen Träger- oder 
Assistenzwechsel zu vermeiden.9 Die Kos-
ten werden vom zuständigen Rehabilitati-
onsträger erstattet (§ 49 Abs. 8 S. 2 SGB 
IX). Mögliche Rehabilitationsträger sind 
die Bundesagentur für Arbeit, die Träger 
der Gesetzlichen Rentenversicherung und 
der Gesetzlichen Unfallversicherung sowie 
die Träger der Kriegsopferversorgung und 
Kriegsopferfürsorge unter den Vorausset-
zungen der jeweiligen Leistungsgesetze 
(vgl. § 7 Abs. 1 S. 2 SGB IX). 

Nach drei Jahren ist eine zeitlich unbe-
fristete Finanzierung in der Zuständigkeit 
des Integrationsamtes als begleitende Hil-
fe im Arbeitsleben aus Mitteln der Aus-

Assistenzbedarf (schwerbehinderte Men-
schen) durch eine persönliche Assistenz-
kraft (Assistenzkraft). In der Regel handelt 
es sich hierbei um Handreichungen, die 
den schwerbehinderten Menschen in die 
Lage versetzen, die von ihm geschuldete 
Arbeitsleistung zu erbringen.“4 

Eine Arbeitsassistenz ist damit aus-
schließlich für unterstützende Tätigkeiten 
zuständig, der inhaltlich prägende Kernbe-
reich des Arbeitsvertrages und die dienst-
rechtlich geschuldeten Arbeitsaufgaben 
müssen vom Menschen mit Behinderung 
selbst erledigt werden.5 Als mögliche Tä-
tigkeiten nennen die BIH-Empfehlungen u. 
a. Scannen, Kopieren, Faxen, Vorlesen so-
wie Tätigkeiten von Gebärdensprach- oder 
Schriftdolmetschern.6 

Die Empfehlungen dienen als Orientie-
rungshilfe, haben aber keinen rechtsver-
bindlichen Charakter. 

Abzugrenzen ist die Arbeitsassistenz 
von den in § 78 SGB IX vorgesehenen Assis-
tenzleistungen, die Leistungen der Sozialen 
Teilhabe sind.7 

Foto:  fotoblend, pixabay.de
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bereits nach bisherigem Recht (§ 54 Absatz 
1 Satz 2 SGB XII) von der Eingliederungs-
hilfe weder ersetzt noch ergänzt werden. 
Eine Ausfallbürgschaft der Eingliederungs-
hilfe für von der Bundesagentur für Arbeit 
nach eigenem Recht nicht oder nicht be-
darfsdeckend erbrachte Leistungen an er-
werbsfähige Menschen mit Behinderungen 
verbietet sich insoweit auch nach neuem 
Recht.“17 

Für die Frage zur Kombinationsfähig-
keit des Budgets für Arbeit mit einer Ar-
beitsassistenz ergibt sich daraus zunächst, 
dass die EGH nicht Träger sein kann. Al-
lerdings schließt das weitere LTA neben 
einem Budget für Arbeit nicht aus, da, wie 
zuvor dargestellt, eine trägerübergreifende 
Leistungskombination dem SGB IX imma-
nent ist (siehe Punkt IV.1.). 

b) Volle Erwerbsminderung weder 
Leistungsvoraussetzung für ein Bud-
get für Arbeit noch Ausschlusskrite-
rium für Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben 

Für Verwirrung könnte die zuvor zitierte 
Passage der BTHG-Gesetzesbegründung 
sorgen, in der es heißt, dass sich die Leis-
tungen nach § 49 SGB IX an erwerbsfähige 
Personen richten. Das Kriterium der vollen 
Erwerbsminderung wurde in der Fachli-
teratur im Zusammenhang mit den Leis-
tungsvoraussetzungen für ein Budget für 
Arbeit bereits kritisch diskutiert.18 

Diese schematische Trennung, die im 
Kern die Annahme beinhaltet, dass er-
werbsunfähige Personen ausschließlich 
auf die Leistungen der Eingliederungshilfe 
verwiesen werden und nur erwerbsfähi-
ge Personen in den Genuss weiterer LTA 
nach §§ 49 ff . SGB IX kommen, lässt sich 
mit dem SGB nicht begründen. Zudem birgt 
eine solche Sicht die Gefahr, individuelle, 
bedarfsgerechte Leistungsarrangements 
zu verhindern, und würde die Ansprüche 
von Menschen mit hohem Unterstützungs-
bedarf erheblich beschränken. 

a.) Fehlende Zuständigkeit der Ein-
gliederungshilfeträger für Leistungen 
nach § 49 SGB IX 

Aufgrund des Ausschlusses der Bundes-
agentur für Arbeit für Leistungen des Bud-
gets für Arbeit in § 63 Abs. 3 SGB IX wird 
in der überwiegenden Anzahl der Fälle 
die EGH zuständig sein. Gleichzeitig wur-
de eine Zuständigkeit des EGH-Trägers 
für Leistungen nach § 49 SGB IX mit der 
Reform der Eingliederungshilfe durch das 
Bundesteilhabegesetz (BTHG)16 ausge-
schlossen. Grund hierfür ist die neue Re-
gelung in § 111 SGB IX. Seit der BTHG-
Reform umfasst die Vorschrift nur noch die 
sog. „Leistungen zur Beschäftigung“. In § 
111 SGB IX werden folgende Leistungen 
der EGH abschließend aufgezählt: 
• Leistungen im Arbeitsbereich einer 

WfbM und Leistungen bei anderen 
Anbietern und damit verbunden das 
Arbeitsförderungsgeld, 

• das Budget für Arbeit, 
• Gegenstände und Hilfsmittel, die zur 

Aufnahme und Förderung der Beschäf-
tigung erforderlich sind. 
Die Norm löst § 54 SGB XII ab, der in Abs. 

1 S. 1 noch einen umfassenden Verweis auf 
den früheren § 33 SGB IX (Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben) enthielt. Vom 
Gesetzgeber ist dieser Ausschluss gewollt. 
So heißt es in der Gesetzesbegründung zu 
§ 111 SGB IX: 
„Abweichend vom bisherigen Recht (§ 54 
Absatz 1 Satz 1 SGB XII) wird in Absatz 1 
nicht mehr auf Vorschriften über Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Teil 
1 (§ 49, vormals § 33) verwiesen, da sich 
diese Leistungen – außerhalb des Zustän-
digkeitsbereichs der Eingliederungshilfe 
– an erwerbsfähige Personen richten, für 
die in Bedarfsfällen in der Regel (wenn 
kein anderer vorrangig zuständiger Leis-
tungsträger wie die gesetzliche Rentenver-
sicherung in der Leistungspfl icht steht) die 
Bundesagentur für Arbeit zuständiger Leis-
tungsträger ist. Deren Leistungen konnten 

3. Arbeitsassistenz als sonstige Hilfe zur 
Teilhabe am Arbeitsleben gem. § 49 Abs. 
3 Nr. 7 SGB IX 
Eine andere Möglichkeit ist, dass eine Ar-
beitsassistenz als sonstige Hilfe zur För-
derung der Teilhabe am Arbeitsleben auf 
Grundlage von § 49 Abs. 3 Nr. 7 SGB IX 
erbracht wird.11 Von der Rechtsprechung 
anerkannt wurden bspw. eine Arbeitsas-
sistenz als ausbildungsbegleitende Hilfe12 
sowie im Eingangs- und Berufsbildungsbe-
reich einer Werkstatt für behinderte Men-
schen (WfbM)13. 

In der Regel wird hier eine Zuständig-
keit der Bundesagentur für Arbeit gegeben 
sein, die sich nach § 49 Abs. 3 Nr. 7 SGB 
IX i. V. m. § 118 SGB III richtet. Höchst-
richterlich ist bestätigt, dass § 118 SGB III 
unvollständig und daher um die Leistungen 
gem. § 49 SGB IX zu ergänzen ist.14 

IV. Zur Kombination eines 
Budgets für Arbeit mit einer 
Arbeitsassistenz 
1. Grundsätzlich 
Grundsätzlich ist die Kombination mehre-
rer LTA möglich und ausdrücklich vorge-
sehen. Es wird davon ausgegangen, dass 
die Kombination und Abstimmung ein-
zelner Rehabilitationsleistungen im Sinne 
eines Gesamtpaketes am besten geeignet 
ist, den Rehabilitationserfolg herbeizufüh-
ren.15 Leistungen sind auf den individuellen 
Bedarf abzustimmen und in einem par-
tizipativen Verfahren zu planen. Hierfür 
sieht das SGB IX das Teilhabeplanverfah-
ren nach § 19 ff . SGB IX sowie für die Ein-
gliederungshilfe das Gesamtplanverfahren 
nach §§ 117 ff . SGB IX vor. Ein Ausschluss 
des Budgets für Arbeit von diesem Grund-
satz ist nicht bekannt. Damit ist eine Kom-
bination eines Budgets für Arbeit mit einer 
Arbeitsassistenz grundsätzlich denkbar. 

2. Problemaufriss: Auseinanderklaff ende 
Zuständigkeiten und Fehlgebrauch des 
Status „voll erwerbsgemindert“ 
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Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach § 49 SGB IX und volle Erwerbmin-
derung 
Für Menschen, die im Rahmen der EGH 
ein Budget für Arbeit erhalten, wird in den 
meisten Fällen die Bundesagentur für Ar-
beit für weitere Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben in Frage kommen. Eine vol-
le Erwerbsminderung schließt hierbei die 
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit 
nicht aus. Auch die Hilfen der Integrations-
ämter können an voll erwerbsgeminderte 
Menschen erbracht werden. Die Leistun-
gen der Bundesagentur für Arbeit sowie 
der Integrationsämter dienen auch dazu, 
eine eventuell fehlende Erwerbsfähigkeit 
herzustellen oder wiederherzustellen (vgl. 
§ 112 Abs. 1 SGB III). Die verschiedenen 
Leistungen des Integrationsamtes gem. § 
185 Abs. 3 SGB IX zeigen außerdem, dass 
sich diese gezielt an Menschen, die z. B. 
bisher in der WfbM beschäftigt waren, 
richten, vgl. nur § 185 Abs. 3 Nr. 2 lit. e) 
SGB IX. Vor dem Hintergrund von Systema-
tik und Intentionen des SGB IX ist es damit 
nicht haltbar Menschen, die voll erwerbs-
gemindert sind und Leistungen im Bereich 
der EGH erhalten, von weiteren LTA nach § 
49 SGB IX auszuschließen. 

Defi nition des Begriff s Arbeitsassistenz 
und volle Erwerbsminderung, Erhöhung 
einer möglichen Budget-für-Arbeit-Pau-
schale 
Fraglich ist allerdings, inwieweit eine volle 
Erwerbsminderung mit Begriff  und Wesen 
der Arbeitsassistenz harmoniert, denn Ar-
beitsassistenz setzt begriffl  ich die Fähigkeit 
des Menschen mit Behinderung voraus, 
den inhaltlich prägenden Kernbereich des 
Arbeitsvertrages und die dienstrechtlich 
geschuldeten Arbeitsaufgaben erfüllen zu 
können (vgl. dazu oben Punkt III.1). Auch 
wird im Einzelfall zu prüfen sein, inwieweit 
jemand, der von einer andere Person Un-
terstützung im Sinne einer Anleitung und 
Begleitung i. S. d. § 61 Abs. 2 S. 1 HS 2 

werbsminderung wird auch von § 
58 SGB IX nicht verlangt. 

• Weitere spezielle Regelungen zu den 
WfbM fi nden sich im Schwerbehinder-
tenrecht (SGB IX, Teil 3). § 219 SGB IX 
konkretisiert die Regelungen des § 58 
SGB IX. § 219 Abs. 1 SGB IX wiederholt 
die Anspruchsvoraussetzungen aus § 57 
SGB IX. In Abs. 2 heißt es zudem: 
„Die Werkstatt steht allen behinder-
ten Menschen im Sinne des Absatzes 1 
unabhängig von Art oder Schwere der 
Behinderung off en, sofern erwartet 
werden kann, dass sie spätestens nach 
Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbil-
dungsbereich wenigstens ein Mindest-
maß wirtschaftlich verwertbarer Ar-
beitsleistung erbringen werden. …“ 
Die Aussage, dass die WfbM allen behin-
derten Menschen off ensteht, unabhän-
gig von der Schwere ihrer Behinderung, 
widerspricht der Annahme, dass es für 
die Aufnahme in eine WfbM der vollen 
Erwerbsminderung bedürfe. 

Im Ergebnis ist die volle Erwerbsminde-
rung damit keine Voraussetzung für das 
Budget für Arbeit. Somit kann auch nicht 
automatisch davon ausgegangen werden, 
dass alle Menschen, die mit einem Budget 
für Arbeit beschäftigt sind, auch voll er-
werbsgemindert sind.19 

Nichtsdestotrotz wird es Budget-Be-
schäftigte geben, die eine volle Erwerbmin-
derung haben. Aus der in der Gesetzesbe-
gründung bisweilen vertretenen Trennung 
zwischen der Zuständigkeit der EGH für 
voll erwerbsgeminderte Personen und der 
Zuständigkeit der weiteren Reha-Träger 
für erwerbsfähige Personen20 würden er-
hebliche Einschränkung der Leistungs-
ansprüche für voll erwerbsgeminderte 
Personen folgen. Fraglich ist daher, ob die 
Leistungen der anderen Reha-Träger sowie 
der Integrationsämter tatsächlich nur an 
erwerbsfähige Personen erbracht werden. 

Budget für Arbeit und volle 
Erwerbsminderung 
In verschiedenen juristischen wie auch so-
zialwissenschaftlichen Beiträgen des Dis-
kussionsforums Rehabilitations- und Teil-
haberecht sowie auch in der juristischen 
Fachliteratur wurde bereits dargestellt, 
weshalb die Annahme, das Budget für Ar-
beit setze eine volle Erwerbsminderung vo-
raus, systematisch nicht haltbar ist. Zu den 
wesentlichen Argumenten zählen: 
• § 61 SGB IX benennt als Anspruchsvor-

aussetzungen: 
. – das Vorliegen einer Behinderung, 
. – den Anspruch auf Leistungen nach § 

58 SGB IX, 
. – das Angebot eines sozialversiche-

rungspfl ichtigen Arbeitsverhältnisses, 
. – den Abschluss des Arbeitsvertrages. 

Eine volle Erwerbminderung wird in § 
61 SGB IX nicht als Leistungsvoraus-
setzung genannt. 

• § 61 SGB IX verweist auf § 58 SGB IX 
(Leistungen im Arbeitsbereich einer 
WfbM). Die in § 58 genannten Leis-
tungsvoraussetzungen müssen damit 
ebenfalls herangezogen werden. Zu 
diesen zählen: 
. – das Vorliegen einer Behinderung, 
. – Wegen Art oder schwere der 

Behinderung ist eine Beschäftigung 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
einschließlich der Beschäftigung 
in einem Inklusionsbetrieb nicht, 
noch nicht oder noch nicht wieder 
möglich ODER eine Berufsvorberei-
tung, eine individuelle betriebliche 
Qualifi zierung im Rahmen der 
Unterstützten Beschäftigung, eine 
berufl iche Anpassung und Weiter-
bildung oder eine berufl iche Ausbil-
dung ist nicht, noch nicht oder noch 
nicht wieder möglich, 

. – es muss ein Mindestmaß an 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeit 
erbracht werden. Eine volle Er-
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Der Wunsch nach Systematisierung und 
klarer Zuordnung ist aus verwaltungs-
praktischer Sicht nachvollziehbar. Eine 
Zuordnung zu den Systemen der Teilha-
beleistungen anhand der Kategorie „voll 
erwerbsgemindert“ und „erwerbsfähig“ 
erweist sich jedoch als nicht dienlich. Re-
habilitationsrechtliche Unterstützungsar-
rangements müssen genauso vielseitig ge-
dacht werden, wie es die Lebensrealitäten 
von Menschen mit Behinderungen sind. 

Die Vorschriften zur Leistungskoordi-
nation, in die unter Maßgabe des § 185 
Abs. 7 SGB IX auch die Integrationsämter 
einbezogen sind, werden hierbei helfen. 
Ebenfalls liefern die Regelungen zur Teil-
habeplanung und Zusammenarbeit (§§ 
24 ff . SGB IX, §§ 117 ff . SGB IX) wichtige 
Handlungsanweisungen und sind für eine 
bedarfsgerechte Leistungsgewährung „wie 
aus einer Hand“ unerlässlich. 

Dieser Beitrag wurde unter www.reha-recht.

de als Fachbeitrag D18-2020 in der Kategorie 

D: Konzepte und Politik veröffentlicht. Wir 

bedanken uns für die freundliche Erlaubnis 

zum Nachdruck.

§ 185 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX. Die Vorschrift 
sieht vor, dass sich die Integrationsämter 
im Rahmen der begleitenden Hilfen im Ar-
beitsleben an den Kosten für ein Budget 
für Arbeit beteiligen können. Dafür, dass 
eine solche Erhöhung geboten ist, spricht 
auch die Gesetzesbegründung zu § 61 SGB 
IX. Grundsätzliche Intention des BTHG ist 
es, dass sich Leistungen am persönlichen 
Bedarf orientieren. § 61 SGB IX betreff end 
heißt es diesbezüglich: 

„Darüber hinaus wird der Mensch mit 
Behinderungen eine möglicherweise dau-
erhafte persönliche Unterstützung benöti-
gen, um die Tätigkeit ausüben zu können. 
Auch die hierfür erforderlichen fi nanziellen 
Aufwendungen, etwa für eine Arbeitsas-
sistenz oder einen Job-Coach, gehören zu 
den Leistungen im Rahmen des Budgets für 
Arbeit. Dauer und Umfang der Leistungen 
bestimmen sich nach den Umständen des 
Einzelfalls.“22 

V. Zusammenfassende Betrach-
tung und Erforderlichkeit der 
Leistungskoordination 
Die Kombination eines Budgets für Arbeit 
mit einer Arbeitsassistenz sowie mit weite-
ren LTA nach § 49 SGB IX ist grundsätzlich 
zulässig und kann damit auch beansprucht 
werden und zwar auch dann, wenn das 
Budget für Arbeit vom Träger der EGH ge-
leistet wird. Auch wenn die Träger der EGH 
seit dem 01.01.2020 nicht mehr für Leis-
tungen nach § 49 SGB IX zuständig sind, 
schließt dies Leistungen anderer Rehabili-
tationsträger sowie des Integrationsamtes 
nicht aus. Die Versagung der individuell 
notwendigen Teilhabeleistungen für eine 
Beschäftigung im Rahmen eines Budgets 
für Arbeit schließt Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf von der Teilhabe am 
allgemeinen Arbeitsmarkt aus und verstößt 
damit gegen Art. 27 UN-BRK. 

SGB IX erhält, selbst eine Assistenz anlei-
ten kann. Bei der Vielzahl denkbarer Kon-
stellationen in der Praxis ist dies jedenfalls 
nicht pauschal auszuschließen. 

Aber selbst wenn man zu dem Ergebnis 
kommt, dass eine Arbeitsassistenzperson 
von voll erwerbsgeminderten Budget-Be-
schäftigten nicht in dem Sinne angeleitet 
werden kann, dass der Kernbereich der 
Arbeit von dem Menschen mit Behinderung 
noch selbst erfüllt wird, muss nach Mög-
lichkeiten gesucht werden, einen zu gerin-
gen Pauschalbetrag im Rahmen des Bud-
get für Arbeit zu erhöhen, um tatsächliche 
Bedarfe zu decken. Andernfalls besteht das 
Risiko, dass das Budget für Arbeit mangels 
Bedarfsdeckung ins Leere läuft. 

Es ist davon auszugehen, dass von die-
sen Konstellationen Personen mit einem 
besonders hohen Unterstützungsbedarf 
betroff en sind. Eine Pauschale i. H. v. 250 
Euro monatlich, wie sie im eingangs er-
wähnten Praxisfall landesweit festgelegt 
wurde, wäre dann deutlich zu niedrig. 
Hierfür sprechen auch die früheren BIH-
Empfehlungen zur Arbeitsassistenz. Diese 
enthielten bis 2012 folgende Richtwerte für 
die monatlichen Budgets einer Arbeitsas-
sistenz, gemessen am arbeitstäglichen Un-
terstützungsbedarf: 
• bei weniger als einer Stunde = bis zu 

275 Euro mtl. 
• 1–2 Stunden = bis zu 550 Euro mtl. 
• 2–3 Stunden bis zu 825 Euro mtl. 
• mindestens 3 Stunden = bis zu 1100 

Euro mtl. 
Auch wenn hiervon mittlerweile abge-

wichen wurde, um eine individuelle Er-
mittlung des Bedarfs zu ermöglichen,21 
verdeutlichen diese Werte, dass eine Pau-
schale i. H. v. mtl. 250 Euro für die Anlei-
tung und Begleitung sicher zu gering ist. 

Eine Möglichkeit, einen zu geringen 
Pauschalbetrag zu erhöhen, fi ndet sich in 

Kontakt und nähere Informationen
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Universitätsring 2, 06108 Halle (Saale)

Tel.: 0345-55 23205

Mail: cindy.schimank@jura.uni-halle.de

Cindy Gast-Schimank, 

LL.M., ist wissenschaft-

liche Mitarbeiterin am 

Lehrstuhl für Bürger-

liches Recht, Arbeits-

recht, Recht der Sozia-

len Sicherheitvon Prof. 

Dr. Katja Nebe an der 

Martin-Luther-Universität 

Halle Wittenberg.
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I. Beobachtungen und Empfeh-
lungen des UN-Fachausschus-
ses zur Umsetzung von Art. 27 
UN-BRK in Deutschland und 
Österreich 
1. Deutschland 
In den Abschließenden Bemerkungen über 
den ersten Staatenbericht Deutschlands 
aus dem Jahr 20155 zeigt sich der UN-
Fachausschuss besorgt über die Segregati-
on auf dem deutschen Arbeitsmarkt, über 
fi nanzielle Fehlanreize, die Menschen mit 
Behinderungen am Eintritt oder Übergang 
in den allgemeinen Arbeitsmarkt hindern, 
und über den Umstand, dass Behinder-
tenwerkstätten weder auf den Übergang 
zum allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereiten 
noch diesen Übergang fördern.6 

Diese vom Ausschuss geäußerten Sor-
gen sind auch vor dem Hintergrund der 
im Staatenberichtsverfahren getätigten 

ten (Art. 35 Abs. 1 UN-BRK). Deutschland 
und Österreich haben jeweils ein erstes 
Staatenberichtsverfahren durchlaufen und 
werden nun ein zweites Mal durch den UN-
Fachausschuss geprüft. Aus diesem Anlass 
wurde am 13. Februar 2020 in Innsbruck 
die Tagung „Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in Deutschland und 
Österreich“ von Prof. Dr. Michael Ganner, 
Dr. Elisabeth Rieder, Dr. Caroline Voitho-
fer (alle Universität Innsbruck) und Prof. 
Dr. Felix Welti (Universität Kassel) veran-
staltet. Dieser Beitrag4 zeigt auf, welche 
Beobachtungen und Empfehlungen der 
UN-Fachausschuss zur Umsetzung von 
Art. 27 UN-BRK in seinen Abschließen-
den Bemerkungen zu den ersten Staaten-
berichten für Deutschland und Österreich 
hatte (I.). Anschließend wird über aktuelle 
Diskussionen in beiden Ländern berichtet 
(II.). 

Von René Dittmann

Die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK) konkretisiert die in anderen interna-
tionalen Verträgen enthaltenen Menschen-
rechte für Menschen mit Behinderungen,1 
so auch das Recht auf Arbeit2. Nach Art. 27 
Abs. 1 S. 1 UN-BRK anerkennen die Ver-
tragsstaaten das gleiche Recht von Men-
schen mit Behinderungen auf Arbeit, was 
das Recht auf die Möglichkeit beinhaltet, 
den Lebensunterhalt durch frei gewähl-
te oder angenommene Arbeit auf einem 
off enen, integrativen/inklusiven3 und für 
Menschen mit Behinderungen zugängli-
chen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld zu 
verdienen. 

Über die Maßnahmen zur Umsetzung 
der Verpfl ichtungen aus der UN-BRK und 
die dabei erzielten Fortschritte haben die 
Vertragsstaaten dem Ausschuss für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(UN-Fachausschuss) regelmäßig zu berich-

Das Recht auf Arbeit für 
Menschen mit Behinderungen 
in Deutschland und Österreich 
Empfehlungen und Diskussionen zur Umsetzung von Art. 27 
UN-BRK 
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beitsmarkt, die Sicherstellung, dass Men-
schen mit Behinderungen keine Minderung 
ihres Sozialversicherungsschutzes und ih-
rer Alterssicherung erfahren, die gegen-
wärtig an die Behindertenwerkstätten ge-
bunden ist, und die Sammlung von Daten 
über die Zugänglichkeit von Arbeitsplätzen 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.13

Nicht direkt zu Art. 27 UN-BRK, aber 
auch das Recht auf Arbeit betreff end, 
empfahl der UN-Fachausschuss, dass 
Deutschland Schritte unternehmen soll, um 
sicherzustellen, dass Regelungen zu ange-
messenen Vorkehrungen als ein in allen 
Rechts- und Politikbereichen unmittelbar 
durchsetzbares Recht gesetzlich verankert 
werden und dass die Versagung angemes-
sener Vorkehrungen als eine Form der Dis-
kriminierung anerkannt und sanktioniert 
wird.14 

Menschen mit Behinderungen voraus.11 Die 
deutsche Monitoring-Stelle hat in ihrem 
Parallelbericht zum ersten Staatenbericht 
angeregt, mehr Beschäftigungsmöglich-
keiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
zu schaff en, einen diskriminierungsfreien 
Zugang und eine auskömmliche Entloh-
nung zu gewähren und durch notwendige 
Unterstützungs- bzw. Assistenzleistungen 
den Übergang in den ersten Arbeitsmarkt 
zu ermöglichen.12 

Der UN-Fachausschuss empfahl in seiner 
Abschließenden Bemerkung die Schaff ung 
von Beschäftigungsmöglichkeiten an zu-
gänglichen Arbeitsplätzen, die schrittweise 
Abschaff ung der Behindertenwerkstätten 
durch sofort durchsetzbare Ausstiegsstra-
tegien und Zeitpläne sowie durch Anreize 
für die Beschäftigung bei öff entlichen und 
privaten Arbeitgebern im allgemeinen Ar-

Stellungnahmen der Zivilgesellschaft zu 
sehen. Zum Beispiel hatte die BRK-Allianz7 
in ihrem Parallelbericht die steigende Zahl 
der dauerhaft Beschäftigten in Werkstät-
ten für Menschen mit Behinderungen (von 
211.246 Beschäftigten 2005 auf 248.441 
Beschäftigte 2010; bei rund 62 Millionen 
Menschen im erwerbsfähigen Alter8 und 
rund 12,6 Millionen Menschen mit Beein-
trächtigungen9) sowie die niedrige Zahl 
der Übergänge von einer Beschäftigung 
in einer Werkstatt zu einer Beschäftigung 
auf dem regulären Arbeitsmarkt kritisiert. 
Außerdem sei die Sozialversicherung ins-
titutionen- und nicht personengebunden, 
denn insbesondere setzt der Anspruch auf 
eine auf Grundlage von erhöhten Versiche-
rungsbeiträgen berechnete Rente wegen 
voller Erwerbsminderung10 eine 20-jäh-
rige Beschäftigung in einer Werkstatt für 

Foto: Rainer Sturm, pixelio.de
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gungspfl icht aufgrund der geringen Aus-
gleichstaxe (ab dem 1. Januar 2011: mind. 
226 €,22 für das Jahr 2020: mind. 267 €23) 
nicht erfüllen.24 Außerdem fehlten sichere 
und standardisierte Daten über die Ar-
beitssituation von Menschen mit Behin-
derungen. Bekannt sei jedenfalls, dass 
Frauen mit Behinderungen häufi g multiple 
Diskriminierungen erfahren sowie massiv 
von geringer Qualifi zierung, geringen Be-
schäftigungsmöglichkeiten und Arbeitslo-
sigkeit betroff en sind.25 

Bezüglich der Beschäftigung in Tages- 
und Beschäftigungsstrukturen (Beschäf-
tigungstherapie, geschützte Werkstätten, 
Fähigkeitsorientierte Aktivität) kritisierte 
die Österreichische Arbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation (heute: Österreichischer 
Behindertenrat), dass die dort verrichteten 
Tätigkeiten nicht als reguläre Beschäfti-
gung, sondern als Fördermaßnahmen der 
Länder betrachtet werden. In der Folge ist 
mit der Beschäftigung in einer Werkstatt 
keine eigene Absicherung in der Arbeits-
losen- und Pensionsversicherung und kein 

Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG). 
Nach § 1 Abs. 1 BEinstG haben alle Dienst-
geber, die im Bundesgebiet 25 oder mehr 
Dienstnehmer beschäftigen, auf je 25 
Dienstnehmer mindestens einen „begüns-
tigten Behinderten“ einzustellen. Begüns-
tigte Behinderte in diesem Sinne sind 
gem. § 2 Abs. 1 S. 1 BEinstG österreichi-
sche Staatsbürger (sowie nicht österrei-
chische Staatsbürger nach § 2 Abs. 1 S. 2 
BEinstG) mit einem Grad der Behinderung 
von mindestens 50 von Hundert. Wird die 
Beschäftigungspfl icht nicht erfüllt, ist für 
jede Person, die zu beschäftigen wäre, 
eine monatliche Ausgleichstaxe zu zahlen 
(§ 9 BEinstG), die in das Vermögen des 
Ausgleichstaxfonds übergeht (§ 10 Abs. 1 
BEinstG), dessen Mittel unter anderem zum 
Zwecke der berufl ichen Eingliederung be-
günstigter Behinderter genutzt werden (§ 
10a Abs. 1a BEinstG).

In den Schattenberichten der Zivilge-
sellschaft zum ersten österreichischen 
Staatenbericht wurde kritisiert, dass viele 
Unternehmen (87,1 %)21 ihre Beschäfti-

2. Österreich 
Bereits im September 2013 verabschiedete 
der UN-Fachausschuss seine Abschließen-
den Bemerkungen zu Österreich.15 Bezüg-
lich der Umsetzung von Art. 27 UN-BRK 
zeigt er sich darin besorgt, dass ca. 19.000 
Österreicherinnen und Österreicher in ge-
schützten Werkstätten außerhalb des off e-
nen Arbeitsmarkts arbeiten (bei rund 6,44 
Millionen Menschen im erwerbsfähigen 
Alter16 und rund 1,34 Millionen Menschen 
mit dauerhafter Beeinträchtigung17) und 
nur eine sehr geringe Bezahlung erhal-
ten.18 Weiterhin kritisierte der Fachaus-
schuss, dass die Mehrheit der Arbeitgeber 
die Beschäftigungsquote von Menschen mit 
Behinderungen nicht erfüllen und stattdes-
sen die Zahlung einer Strafe bevorzugen.19 
Außerdem stellt er einen bedeutenden Un-
terschied hinsichtlich der Beschäftigung 
und des Einkommens von Frauen mit Be-
hinderungen im Vergleich zu Männern mit 
Behinderungen fest.20 

Die Beschäftigungspfl icht von Arbeit-
gebern in Österreich ergibt sich aus dem 

Foto: Rainer Sturm, pixelio.de
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können, nicht vom Zugang zu Rehabilitati-
onsleistungen ausgeschlossen werden.

Zur Gleichbehandlung in der Arbeits-
welt berichtete Hammer, dass das öster-
reichische Behinderteneinstellungsgesetz 
ein Diskriminierungsverbot enthalte (§ 
7b BEinstG) sowie die Verpfl ichtung der 
Dienstgeber zu angemessenen Vorkehrun-
gen vorsehe (§ 6 Abs. 1a BEinstG). Ansprü-
che aus einem Verstoß gegen das Diskrimi-
nierungsverbot (§§ 7e–7i BEinstG) können 
bei den ordentlichen Gerichten nur geltend 
gemacht werden, wenn in der Sache vorher 
ein Schlichtungsverfahren gemäß dem ös-
terreichischen Bundes-Behindertengleich-
stellungsgesetz durchgeführt wurde. Dem-
entsprechend ist eine Klage nur zulässig, 
wenn auf diesem Weg keine gütliche Eini-
gung erzielt wurde (§ 7k Abs. 1 BEinstG). 

Für begünstigte Behinderte gilt in Ös-
terreich ein besonderer Kündigungsschutz 
(wie auch in Deutschland für schwerbe-
hinderte Beschäftigte nach §§ 168 ff . SGB 
IX), wonach die Kündigung eines begüns-
tigten Behinderten von einem Dienstgeber 
erst dann ausgesprochen werden darf, 
wenn der Behindertenausschuss34 nach 
Anhörung des Betriebsrates, der Behin-
dertenvertrauensperson35 oder der Perso-
nalvertretung zugestimmt hat (§ 8 Abs. 2 
S. 1 BEinstG). Hammer wies darauf hin, 
dass der besondere Kündigungsschutz für 
begünstigte Behinderte im Jahr 2010 ge-
lockert wurde.36 Seitdem fi ndet er grund-
sätzlich keine Anwendung, wenn das 
Dienstverhältnis nicht länger als vier Jahre 
bestanden hat (§ 8 Abs. 6 lit. b BEinstG). 
Das mit dieser Reform verbundene Ziel be-
stehe in einem Anreiz für Arbeitgeber, be-
günstigte Behinderte einzustellen.

2. Beschäftigung von Menschen mit Be-
hinderungen außerhalb des allgemeinen 
Arbeitsmarkts 
Mit Blick auf die Beschäftigung von Men-
schen mit Behinderungen in Werkstätten 
außerhalb des allgemeinen Arbeitsmarktes 
zeigte sich der UN-Fachausschuss über die 
Situation in Deutschland und Österreich 
besorgt. Deutschland empfahl er sogar die 
schrittweise Abschaff ung der Werkstätten. 
Dusel äußerte, dies zeige, dass das Recht 
auf eine frei gewählte Arbeit nach Art. 27 

rung. Sie biete neue Möglichkeiten der Be-
schäftigungsförderung bzw. Weiterbildung 
für erwerbsgeminderte Menschen, stelle 
gleichzeitig aber auch eine Herausforde-
rung, insbesondere für Menschen mit Lern-
beeinträchtigungen, dar. Besonders wies er 
darauf hin, dass nicht der Fehler begangen 
werden dürfe, digitale Infrastruktur auf- 
und auszubauen, um am Ende festzustel-
len, dass sie nicht barrierefrei ist. Digitale 
Barrierefreiheit32 müsse daher von Anfang 
an mitgedacht werden. In der Diskussi-
onsrunde wurde vorgeschlagen, dass zur 
Schaff ung betrieblicher Barrierefreiheit 
motiviert werden könne, wenn damit ver-
bundene Kosten auf die Ausgleichsabgabe 
angerechnet werden.

Bezüglich der Leistungen zur Rehabili-
tation griff  Dusel Vorwürfe der Arbeitgeber 
auf, dass das deutsche Leistungssystem zu 
komplex sei (was ebenso vom UN-Fachaus-
schuss im Individualbeschwerdeverfahren 
Gröninger vs. Deutschland kritisiert wur-
de33). Auch für Leistungen an Arbeitgeber 
gelte der Grundsatz „Leistungen wie aus 

einer Hand“ und müsse entsprechend um-
gesetzt werden. Aus Österreich berichtete 
Hofer über ähnliche Herausforderungen 
hinsichtlich des Rehabilitationssystems. 
Zum Beispiel hängen Zuständigkeiten für 
Leistungen der berufl ichen Rehabilitation 
mit der Feststellung über die Arbeitsfä-
higkeit zusammen. Bei Feststellung von 
Arbeitsfähigkeit werden Leistungen auf 
Grundlage des Bundesrechts, bei Feststel-
lung von Arbeitsunfähigkeit nach Landes-
recht (z. B. Tagesstrukturmaßnahmen) 
erbracht. Dusel kritisierte, dass das Recht 
auf Arbeit häufi g zu kurz verstanden wer-
de, denn Art. 27 UN-BRK unterscheide 
nicht zwischen Erwerbsgeminderten und 
Erwerbsfähigen. Daher dürften Menschen, 
die keine 15 Stunden in der Woche arbeiten 

Anspruch auf einen Arbeitslohn verbun-
den (stattdessen wird ein Taschengeld ge-
zahlt).26

Der UN-Fachausschuss empfi ehlt, dass 
Österreich seine Programme zur Beschäf-
tigung von Menschen mit Behinderungen 
auf dem off enen Arbeitsmarkt ausbaut und 
Maßnahmen einführt, um die geschlech-
terspezifi schen Unterschiede bei Beschäfti-
gung und Bezahlung zu verringern.27

II. Umsetzung von Art. 27 UN-
BRK in Deutschland und Öster-
reich 
Im Rahmen der Fachtagung beschäftigte 
sich eine Arbeitsgruppe mit dem Recht auf 
Arbeit für Menschen mit Behinderungen. 
Jürgen Dusel (Beauftragter der deutschen 
Bundesregierung für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen28), Dr. Hansjörg 
Hofer (Österreichischer Behindertenan-
walt29) und Theresa Hammer (Klagsver-
band30) berichteten und diskutierten über 
aktuelle Herausforderungen der Umset-
zung von Art. 27 UN-BRK. 

1. Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt 
Mit Blick auf die Beschäftigung von Men-
schen mit Behinderungen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt wies Dusel darauf-
hin, dass die Beschäftigungspfl icht (§ 154 
SGB IX) von den Arbeitgebern in Deutsch-
land häufi g nicht erfüllt wird31 und empfahl 
daher die Ausgleichsabgabe (§ 160 SGB IX) 
zu erhöhen und die Möglichkeit ihrer steu-
erlichen Absetzung abzuschaff en. Hofer, 
der die steigende Zahl der Arbeitsuchen-
den mit Behinderungen betonte, hob her-
vor, dass ein zukünftiges Ziel sein müsse, 
(Aus-)Bildung für alle Menschen zu ermög-
lichen und zu verbessern. Dusel sah eine 
diesbezügliche Chance in der Digitalisie-

Mit Blick auf die Beschäftigung von Menschen mit Behinde-

rungen in Werkstätten außerhalb des allgemeinen Arbeits-

marktes zeigte sich der UN-Fachausschuss über die Situati-

on in Deutschland und Österreich besorgt.
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FUSSNOTEN

1  Degener, Die UN-Behindertenrechtskonvention 

– ein neues Verständnis von Behinderung, in: 

Degener/Diehl (Hrsg.), Handbuch Behinderten-

rechtskonvention, S. 59. 

2  Das z. B. in Art. 23 Allgemeine Erklärung der 

Menschenrechte oder Art. 6 des Internationalen 

Pakts für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Recht vom 19. Dezember 1966 verankert ist. 

3  In Österreich wurde die ursprüngliche deutsche 

Übersetzung der UN-BRK (österreichisches 

BGBl. III, Nr. 155/2008) durch eine korrigierte 

Übersetzung (abrufbar unter: https://bro-

schuerenservice.sozialministerium.at/Home/

Download?publicationId=19, zuletzt abgerufen 

am 29.04.2020) ersetzt. Aus dem Begriff der 

Integration wurde in diesem Zuge Inklusion.

4  Weitere Beiträge zur Fachveranstaltung in 

Innsbruck: Beyerlein: Die Staatenberichtsprü-

fung nach Art. 34 UN-BRK in Österreich und 

Deutschland, Beitrag D14-2020 unter reha-

recht.de, 19.06.2020; Dittmann: Einblicke in 

die Umsetzung der UN-BRK in Österreich und 

Deutschland, Beitrag D13-2020 unter reha-

recht.de, 18.06.2020.

5  CRPD/C/DEU/CO/1; eine deutsche Über-

setzung wurde von der Monitoring-Stelle zur 

UN-BRK bereitgestellt, abrufbar unter: https://

www.institut-fuer-menschenrechte.de/fi leadmin/

user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/

CRPD_Abschliessende_Bemerkungen_ueber_

den_ersten_Staatenbericht_Deutschlands_ENT-

WURF.pdf, zuletzt abgerufen am 08.04.2020.

6  CRPD/C/DEU/CO/1, Nr. 49.

7  Organisationen der Zivilgesellschaft in Deutsch-

land haben sich in der BRK-Allianz zusammen-

geschlossen, um im Staatenberichtsverfahren 

einen koordinierten Parallelbericht einzubringen 

(siehe http://www.brk-allianz.de).

8  Die Zahl betrifft das Jahr 2011 und umfasst alle 

Personen im Alter ab 15 und unter 74 Jahren, 

siehe https://www-genesis.destatis.de/genesis/

online?operation=table&code=12111-0002&leve

lindex=1&levelid=1588147962961.

9  Die Zahl betrifft das Jahr 2013 und umfasst alle 

Personen im Alter ab 15 Jahren, siehe Zweiter 

Teilhabebericht der Bundesregierung über die 

Lebenslagen von Menschen mit Beeinträch-

tigungen, S. 43 abrufbar unter: http://www.

bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-

Publikationen/a125-16-teilhabebericht.pdf?__

blob=publicationFile&v=7, zuletzt abgerufen am 

12.05.2020.

10  Die Beiträge behinderter Menschen, das sind 

vor allem in Werkstätten Beschäftigte (§ 1 S. 1 

Nr. 2a SGB VI), betragen mindestens 80 % der 

sozialversicherungsrechtlichen Bezugsgröße (§ 

damit verknüpfte Ausgleichstaxe/-abgabe. 
Außerdem sorgt die Frage nach der Ge-
staltung der Beschäftigungsbedingungen 
in Werkstätten bzw. Beschäftigungsthe-
rapien in beiden Ländern für Diskussio-
nen. Der Blick auf die Entwicklungen im 
jeweiligen Nachbarland kann daher von 
theoretischem und praktischem Nutzen 
sein. Dies zeigt z. B. die Weiterentwicklung 
des Behindertengleichstellungsgesetzes 
in Deutschland, in dem mit Blick auf die 
positiven Erfahrungen aus Österreich ein 
Schlichtungsverfahren implementiert wur-
de.39 

Mittlerweile befi nden sich Deutschland 
und Österreich in ihrem jeweils zweiten 
und dritten Staatenberichtsverfahren.40 
Neben der jeweils national geführten Dis-
kussion, den Beobachtungen und Analysen 
rund um die Empfehlungen des UN-Fach-
ausschusses, bietet dies auch Gelegenheit, 
Vergleiche des Rechts der Rehabilitation 
und Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen zwischen den beiden Ländern zu 
intensivieren. 

Dieser Beitrag wurde unter www.reha-recht.

de als Fachbeitrag D15-2020 in der Kategorie 

D: Konzepte und Politik veröffentlicht. Wir 

danken für die freundliche Erlaubnis zum 

Nachdruck.

UN-BRK ernst zu nehmen sei. Betroff enen 
Menschen müssten Alternativen neben der 
Werkstattbeschäftigung zur Verfügung ste-
hen, die das System aber häufi g nicht biete. 
Hofer erklärte, dass die Menschen in den 
österreichischen Beschäftigungstherapien 
nur in der Unfallversicherung teilversichert 
sind (§ 8 Abs. 1 Nr. 3m ASVG), in der Kran-
ken- und Pensionsversicherung hingegen 
dauerhaft als Kinder behandelt werden (§ 
123 Abs. 4 S. 1 Z. 2a ASVG und § 252 Abs. 
2 Z. 3 ASVG) 

In der Diskussion wurde die sowohl in 
Deutschland als auch in Österreich vor-
herrschende Situation angesprochen, dass 
regelmäßig kein Lohn auf Grundlage eines 
Arbeitsvertrags gezahlt wird. Es wurde ge-
äußert, dass die Zahlung von Mindest- bzw. 
Kollektivlohn ein Grund für den Verbleib 
in einer Werkstatt und somit ein Hinder-
nis für den Übergang in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt sein könnte. Außerdem wird 
von Skepsis seitens einiger Werkstattbe-
schäftigter berichtet, die Befürchtungen 
äußerten, dass Vorteile, wie z. B. Fahrtkos-
tenerstattungen oder der im Vordergrund 
stehende rehabilitative Charakter der Tä-
tigkeit verloren gingen. Die Abschaff ung 
der Werkstätten, so ein Teilnehmer, werde 
nicht dazu führen, dass alle bisher dort 
Beschäftigten einen Arbeitsplatz auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt erlangen. Geeig-
neter scheine es, die Werkstätten im Sinne 
der UN-BRK weiterzuentwickeln. Ein Bei-
spiel liefere Liechtenstein, wo Werkstatt-
beschäftigte als Arbeitnehmende gelten 
und ein Leistungslohn auf Grundlage eines 
Arbeitsvertrags mit Rechten und Pfl ichten 
gezahlt wird.37 

III. Fazit 
Die jeweils ersten Staatenberichte des 
UN-Fachausschusses für Deutschland und 
Österreich empfehlen bezüglich der Um-
setzung von Art. 27 UN-BRK, dass beide 
Staaten ihre Anstrengungen zur Förde-
rung der Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt verstärken.38 Eine diesbe-
züglich stark diskutierte Maßnahme ist 
die Beschäftigungspfl icht von begünstigten 
bzw. schwerbehinderten Menschen und die 
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34  Behindertenausschüße sind bei jeder Lan-

desstelle des Bundesamtes für Soziales und 

Behindertenwesen einzurichten (§ 12 Abs. 1 

BEinstG) und besteht aus einem Mitarbeiter 

des Bundesamtes, einem Vertreter der örtlich 

zuständigen Landesgeschäftsstelle des Arbeits-

marktservice, je einem Vertreter die Dienstneh-

mer und Dienstgeber und drei Vertretern der 

organisierten Behinderten (§ 12 Abs. 2 BEinstG).

35  Behindertenvertrauenspersonen und ihre Stell-

vertreter werden in Betrieben mit mindestens 

fünf begünstigten Behinderten gewählt (§ 22a 

BEinstG) und sind dazu berufen, die wirtschaft-

lichen, sozialen, gesundheitlichen und kulturellen 

Interessen der begünstigten Behinderten im 

Einvernehmen mit dem Betriebsrat wahrzuneh-

men (§ 22a Abs. 7 BEinstG).

36  Mit Art. 103 des Budgetbegleitgesetzes 2011, 

BGBl. (Ö) I, Nr. 111/2010

37  Siehe Verein für Menschenrechte in Liechten-

stein, Situation und Rechte von Menschen mit 

Behinderungen in Liechtenstein, S. 14, abrufbar 

unter https://www.menschenrechte.li/wp-con-

tent/uploads/2019/02/Sit.analyse-Behinderten-

rechte.pdf, zuletzt abgerufen am 12.05.2020.

38  Einiges wurde bereits unternommen, anderes 

ist geplant, siehe: Dittmann: Einblicke in die 

Umsetzung der UN-BRK in Österreich und 

Deutschland; Beyerlein: Die Staatenberichts-

prüfung nach Art. 34 UN-BRK in Österreich und 

Deutschland, Beiträge D13-, D14-2020 unter 

reha-recht.de, 18. und 19.06.2020; Mattern: 

Das Budget für Arbeit � Diskussionsstand und 

offene Fragen � Teil I bis Teil III; Beiträge D5-, 

D6- und D7-2020 unter reha-recht.de; 23., 24. 

und 27.01.2020; Jürgens: Das BTHG als Reform 

der berufl ichen Teilhabe: Die Intention, die Neu-

regelung und ihre Umsetzung; Beitrag D26-2017 

unter reha-recht.de; 23.06.2017; Wörmann: 

Inklusionsunternehmen als andere Leistungsan-

bieter; Beitrag A10-2018 unter reha-recht.de; 

14.06.2018 sowie weitere Beiträge im Diskus-

sionsforum Rehabilitations- und Teilhaberecht 

(www.reha-recht.de).

39  Bundestagsdrucksache 18/7824, S. 45; 

Welti et al., Evaluation des Behindertengleich-

stellungsgesetzes im Auftrag des Bundesmi-

nisteriums für Arbeit und Soziales, Abschluss-

bericht, S. 490, abrufbar unter: http://www.

bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-

Publikationen/Forschungsberichte/fb-445.

pdf?__blob=publicationFile, zuletzt abgerufen 

am 12.05.2020.

40  Zu den Werkstätten für Menschen mit Behin-

derungen in der zweiten Staatenberichtsprüfung 

Deutschlands: Drygalski: Die Werkstatt für 

behinderte Menschen in der zweiten Staaten-

prüfung Deutschlands zur Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention, Beitrag D11-2020 

unter www.reha-recht.de; 13.05.2020.  

am 12.05.2020.

22  § 9 Abs. 2 BEinstG.  

23  Siehe https://www.sozialministeriumservice.at/

Menschen_mit_Behinderung/Ausbildung__Be-

ruf_und_Beschaeftigung/Ausgleichstaxe_und_

Praemie/Ausgleichstaxe_und_Praemie.de.html.

24  Siehe z. B. Austrian National Council of Persons 

with Disabilites (OeAR), Alternative Report 

CRPD Austria 2013, S. 134, abrufbar unter: 

https://www.behindertenrat.at/wp-content/

uploads/2018/07/OEAR-Report_En2013_fi -

nal_lang.pdf, zuletzt abgerufen am 22.04.2020.

25  Ebd., S. 132 f.

26  Ebd., S. 135.

27  CRPD/C/AUT/CO/1.

28  Nach § 18 Abs. 1 S. 1 BGG hat der Beauf-

tragte der Bundesregierung für die Belange von 

Menschen mit Behinderungen darauf hinzuwir-

ken, dass die Verantwortung des Bundes, für 

gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen 

mit und ohne Behinderungen zu sorgen, in allen 

Bereichen des gesellschaftlichen Lebens erfüllt 

wird.

29  Der Anwalt für Gleichbehandlungsfragen für 

Menschen mit Behinderungen (Behinderten-

anwalt) ist zuständig für die Beratung und 

Unterstützung von Personen die sich nach dem 

österreichischen Bundes-Behindertengleich-

stellungsgesetz oder durch eine Verletzung des 

Diskriminierungsverbots in der Arbeitswelt (§§ 

7a-7q Behinderteneinstellungsgesetz) dis-

kriminiert fühlen (§ 13b Bundesbehindertenge-

setz). Zu seinen möglichen Aufgaben zählt auch 

das Einreichen einer Verbandsklage nach § 13 

Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz.

30  Der Klagsverband unterstützt die Opfer von 

Diskriminierungen, ggfs. durch Unterstützung 

von Einzelpersonen vor Gericht. Außerdem ist 

er nach § 13 des österreichischen Bundes-Be-

hindertengleichstellungsgesetz dazu berechtigt 

Verbandsklagen einzureichen.

31  Siehe dazu: https://www.reha-recht.de/infothek/

beitrag/artikel/entwicklung-der-situation-von-

menschen-mit-behinderungen-auf-dem-arbeits-

markt/ (zuletzt abgerufen am 06.05.2020). 

32  Zur digitalen Barrierefreiheit: Boysen: Barriere-

freiheit digital – ein Überblick; Beitrag D13-2018 

unter www.reha-recht.de; 09.05.2018.

33  CRPD/C/D/2/2010, Nr. 6.2; eine deutsche 

Version ist abrufbar unter: https://www.

gemeinsam-einfach-machen.de/SharedDocs/

Downloads/DE/AS/UN_BRK/Individualbe-

schwerde_Groeninger.pdf;jsessionid=83706C7

FC9A888E9F5CB401B2638946B.2_cid355?__

blob=publicationFile&v=2, zuletzt abgerufen am 

06.05.2020.

162 S. 1 Nr. 2 SGB VI), d. h. des Durchschnit-

tentgeltes der gesetzlichen Rentenversicherung 

(§ 18 SGB IV).

11  BRK-ALLIANZ (Hg.), Für Selbstbestimmung, 

gleiche Rechte, Barrierefreiheit, Inklusion!, 

Erster Bericht der Zivilgesellschaft zur Umset-

zung der UN-Behindertenrechtskonvention 

in Deutschland, S. 61, abrufbar unter: http://

www.brk-allianz.de/attachments/article/93/be-

schlossene_fassung_fi nal_endg-logo.pdf, zuletzt 

abgerufen am: 08.04.2020.

12  Monitoring-Stelle zur UN-BRK, Parallelbericht 

an den UN-Fachausschuss für die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen anlässlich der 

Prüfung des ersten Staatenberichts Deutsch-

lands gemäß Artikel 35 der UN-Behinderten-

rechtskonvention, Nr. 143, abrufbar unter: 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/

fi leadmin/user_upload/PDF-Dateien/Parallel-

berichte/Parallelbericht_an_den_UN-Fachaus-

schuss_fuer_die_Rechte_von_Menschen_mit_

Behinderungen_150311.pdf, zuletzt abgerufen 

am 08.04.2020.

13  CRPD/C/DEU/CO/1, Nr. 50.

14  CRPD/C/DEU/CO/1, Nr. 14.  

15  CRPD/C/AUT/CO/1; eine deutsche Über-

setzung wurde vom Bundesministerium für 

Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

bereitgestellt, abrufbar unter: https://bro-

schuerenservice.sozialministerium.at/Home/

Download?publicationId=391, zuletzt abgerufen 

am 15.04.2020.

16  Die Zahl betrifft das Jahr 2010 und umfasst 

alle Personen im Alter ab 15 und unter 74 

Jahren, siehe https://www.statistik.at/wcm/

idc/idcplg?IdcService=GET_PDF_FILE&Revisi

onSelectionMethod=LatestReleased&dDocNa

me=023468 (zuletzt abgerufen am 29.04.2020).

17  Die Zahl betrifft das Jahr 2015 und umfasst 

alle Personen ab 15 Jahren, siehe https://

broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/

Download?publicationId=428, zuletzt abgerufen 

am 12.05.2020.

18  Abschließende Bemerkungen zum ersten 

Bericht Österreichs (siehe Fn. 11), Nr. 44.

19  Abschließende Bemerkungen zum ersten 

Bericht Österreichs (siehe Fn. 11), Nr. 45.

20  Abschließende Bemerkungen zum ersten 

Bericht Österreichs (siehe Fn. 11), Nr. 46.

21  Responses of Austrian Civil Society Organi-

zations with regard to the List of Issues of the 

UN-Committee on the Rights of Persons with 

Disabilities of 19 April 2013, abrufbar unter: 

https://tbinternet.ohchr.org/Treaties/CRPD/

Shared%20Documents/AUT/INT_CRPD_NGO_

AUT_10_20808_E.doc, S. 15, zuletzt abgerufen 
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wendigen Unterstützung. Entsprechende 
selbstbestimmte, personenzentrierte und 
inklusive Unterstützungsstrukturen sind 
kurz- und mittelfristig ausreichend zu för-
dern. Alle Strukturen, die dies verhindern, 
müssen langfristig aufgehoben werden. 

Dazu braucht es einen anderen Blick auf 
Menschen, nicht mehr den des retardier-
ten, imperfekten Menschen, sondern den 
des wertvollen, respektierten und berei-
chernden Mitmenschen, der er ist, wenn er 
als Mensch wahrgenommen wird und die 
für ihn benötigte Unterstützung bekommt. 

Karen Gaff ney und Pablo Pineda sprechen 
für sich: 
https://www.youtube.com/

watch?v=HwxjoBQdn0s 

https://www.youtube.com/

watch?v=8BO0TNp8GvU 

Arbeitswelt 
Der ständige und immer schneller werden-
de Wandel in der Arbeitswelt führt gerade 
in Zeiten der Corona-Pandemie zu noch 
deutlich erhöhten Teilhaberisiken für Men-
schen mit Behinderung. Für die Anpassung 
an die sich rasant verändernden Bedingun-
gen bedarf es für Menschen mit Behinde-

stimmung, gleichberechtigte Teilhabe und 
selbstverständliche Inklusion. 

Wie in allen anderen gesellschaftlichen 
Bereichen wurde in den letzten Monaten 
auch für Menschen mit Behinderung sehr 
deutlich, welche Unterschiede in den re-
alen Lebensverhältnissen und im freien 
Zugang zu Menschen- und Bürgerrechten 
bestehen. 

Die UN-BRK (UN-Behindertenrechts-
konvention) spricht in Art. 26 sowohl von 
Habilitation als auch Rehabilitation und in 
diesem Zusammenhang von umfassenden 
Habilitations- und Rehabilitations-dienste 
sowie -programmen. Oftmals ist aber in 
Deutschland lediglich von Rehabilitati-
on die Rede. Es geht aber nicht nur um 
Wieder-Eingliederung oder um die „Rück-
führung“ in einen früheren Zustand (ohne 
Beeinträchtigung und Behinderung), son-
dern um Teilhabe und Inklusion sowie die 
wertschätzende Akzeptanz von Menschen 
mit Behinderungen von Anfang an. Das ist 
zukünftig sprachlich zu berücksichtigen. 

Für Menschen mit Behinderung kann es 
nur um die grundsätzliche Forderung und 
Umsetzung von Art. 1 und 3 Grundgesetz 
und Art. 1 UN-BRK gehen, nämlich dem 
vollen und gleichberechtigten Zugang zu 
Menschen- und Grundrechten mit der not-

Gesellschaft 
Sicher, der Schutz der Gesundheit aller 
hat Vorrang. Dennoch hat Corona durch 
pauschale Kontakt- und Arbeitsverbote in 
stationären und teilstationären Einrich-
tungen deutlich gezeigt, dass Menschen 
mit Behinderung weniger als individuelle 
Bürger*innen unserer Gesellschaft aner-
kannt sind, sondern unisono zu einer be-
sonders zu behandelnden schutzbedürf-
tigen Risikogruppe deklariert wurden. 
Warum und nach welchen individuellen 
Kriterien erfolgte diese generalisierte Ein-
schätzung? Hätte diese Einschätzung und 
die Schutznotwendigkeit nicht der Mensch 
selber oder sein gesetzlicher Betreuer tref-
fen müssen? Menschen mit Behinderung 
wurden nicht als Individuen betrachtet, 
sondern als Gruppe. Das galt auch für an-
dere „Risikogruppen“. Erfahrungsbedingt 
ist nun ein kritisches Hinterfragen ange-
zeigt. 

Die je nach Bundesland gleichen Auswir-
kungen wie für alle anderen Bürger*innen 
hat es nur dort gegeben, wo Menschen 
mit Behinderung in eigenen Wohnungen 
leben, betriebsintegriert arbeiten und sie 
selber Auftraggeber über das Persönliche 
Budget sind. Erst diese gelebten inklusiven 
Strukturen ermöglichen echte Selbstbe-

Positionspapier der BAG UB

Teilhabe und Inklusion 
in Zeiten der 
SARS-CoV-2-Pandemie 
Auswirkungen und Herausforderungen – Betriebliche Teilhabe 
stärken
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• innerhalb von eigenen Inklusionsabtei-
lungen der anwesenden Unternehmen, 

• mittels betrieblicher Qualifi zierungs- 
und Ausbildungsplätze, 

• durch den nachhaltigen Einbezug be-
triebsintegrierter Berufsbildungs- und 
Arbeitsplätze von WfbM-Beschäftigten. 

Deutlich wurde während der Darlegung 
der einzelnen Unternehmen: 
• Die beteiligten Unternehmen verfügen 

über einen hohen inklusiven Anspruch 
und denken die angestrebten inklusi-
ven Entwicklungen ihrer Unternehmen 
immer auch vom einzelnen Men-schen 
aus. 

• Es gibt regional betrachtet große 
Unterschiede im Einsatz von betriebli-
chen Qualifi zierungsinstrumenten der 
verschiedenen Leistungsträger. 

• Alle Unternehmen nutzen das indi-
vidualisierte Angebotsspektrum vom 
begleitenden Inklusionsdienstleister 
im Aufbau wie auch langfristig in der 
Etablierung eines tragfähigen Beschäf-
tigungs- und Qualifi zierungs-/Beglei-
tungskonzeptes. 

Es wurde deutlich: 
Durch die Kooperation aller Akteure (Un-
ternehmen, Leistungsträger und Leistungs-
anbieter) und mit einem guten Handlungs-
konzept könnte die berufl iche Inklusion für 
viele Menschen mit Behinderungen und 
Unternehmen mit den vorhandenen Instru-
menten, Entwicklungen und Erfahrungen 
weiter ausgebaut und in die Fläche ge-
bracht werden. 

Wesentlich erscheint hierbei aus Unter-
nehmenssicht: 
• Unternehmen benötigen für den Aufbau 

inklusiver Beschäftigungsstrukturen 
eine Inklusions-dienstleistung aus einer 
Hand, die aktiv den Aufbau der damit 
verbundenen betrieblichen Verände-
rungen von innen heraus begleitet und 
mitgestaltet. 

bemerkbar, sondern bei fehlenden Mitteln 
auch in der Beauftragung der Integrations-
fachdienste durch die verschiedenen Auf-
traggeber. Dem ist entgegenzuwirken. 

Neben professionellen und fl exiblen 
Inklusionsdienstleistern für betriebliche 
Teilhabe, werden konstruktiv mitwirkende 
Leistungsträger und langfristig ein verein-
fachtes sowie verlässliches Zugangs- und 
Finanzierungssystem für Teilhabeleistun-
gen benötigt. Öff entliche Ausschreibungen 
im Bereich berufl icher Teilhabe sind nicht 
förderlich, da der Preisvergleich nach wie 
vor im Vordergrund steht und Qualität so-
wie Nachhaltigkeit der Leistung nachran-
gig sind. 

Zudem braucht es off ene Unternehmen 
mit einem Inklusionsleitbild, das auf allen 
betrieblichen Ebenen wirkt. Im März 2020 
haben sich verschiedene Unternehmen, 
Leistungsträger, ein Integrationsdienstleis-
ter und die BAG UB in Köln im Rahmen ei-
nes Workshops zu folgenden Punkten aus-
getauscht: 
• Was brauchen Unternehmen, damit 

Menschen mit Behinderung so zusam-
menkommen können, damit nachhalti-
ge Beschäftigungsverhältnisse entste-
hen können? 

• Wie kann soziales Engagement, 
Fachkräftemangel, Demographie und 
Wirtschaftlichkeit der Unternehmen so 
gestaltet bzw. entgegengewirkt werden, 
dass eine Win-Win-Situation für Unter-
nehmen und Menschen mit Behinde-
rung entsteht? 

• Wie können die von den anwesenden 
Unternehmen entwickelten inklusiven 
Qualifi zierungs- und Beschäftigungs-
möglichkeiten für andere Unternehmen 
übertragbar werden? 

Zentraler Kernpunkt des Workshops war 
die Auseinandersetzung mit den bisher 
schon etablierten und für die Zukunft ge-
planten Aktivitäten in der Schaff ung inklu-
siver Arbeitsplätze 

rungen individueller, personenzentrierter 
Hilfen. Dies ist die Kernkompetenz der In-
tegrationsfachdienste (IFD), die unter an-
derem die Methoden des Casemanagement 
und auch der persönlichen Zukunfts-pla-
nung praktizieren. Der IFD ist der Dienst, 
der Teilhabeleistungen verschiedener Leis-
tungsträger und anderer Stellen nahtlos 
miteinander verzahnen kann. Er bewährt 
sich insbesondere an den Übergangs-
schwellen der berufl ichen Teilhabe. 

Seine bundesweite und regional sehr 
gute Erreichbarkeit und Professionalität 
sind wichtige Voraus-setzung für die Ak-
zeptanz und damit für die Wirksamkeit der 
Unterstützung. 

Darüber hinaus sind IFD bei Arbeitge-
bern als „besondere Personaldienstleister“ 
etabliert und geschätzt. Das Leistungsport-
folio reicht von der niedrigschwelligen, 
auf Wunsch auch anonymen Erstberatung 
bis zur Begleitung in schwierigsten Krisen 
bei Beschäftigten mit Schwerbehinderung. 
Kenntnis-se und Informationen zu einzel-
nen Förderleistungen des Integrationsamts 
und anderer Leistungsträger sind ebenfalls 
Bestandteil des Beratungsangebots. Der 
regional vernetzte einheitliche IFD (Über-
gänge, Vermittlung, Sicherung), der die 
Kompetenzen für alle Arten von Teilhabe-
einschränkungen bündelt, ist die Struktur-
voraussetzung für ein modernes, vernetz-
tes und regionales Teilhabeangebot. 

Die Beanspruchung des Instruments der 
IFD durch alle Leistungsträger ist unbe-
dingt gerade in Zeiten der Corona-Pande-
mie weiter zu stärken, denn nach Jahren 
der stetigen Ausweitung der IFD drohen 
die IFD-Beratungsangebote für Menschen 
mit Behinderungen und Betriebe jetzt in 
eine schwierige Situation zu geraten, auch 
durch potentielle Einnahmeausfälle bei der 
Ausgleichsabgabe. Damit wäre vieles be-
droht, was in den letzten Jahren entwickelt 
wurde. Die durch die Corona-Krise ausge-
löste oder verschärfte wirtschaftliche Kri-
se macht sich nicht nur am Arbeitsmarkt 
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Angebote auf und aus und führen die-
se Aktivitäten nach zeitweiligen Corona-
Schließungen weiter.

Erforderlich ist eine umfassende, be-
darfsdeckende, personenzentrierte, quali-
tätsgesteuerte und in-novationsfördernde 
Teilhabereform für alle Menschen mit Be-
hinderungen. Die Umsetzung individueller 
betrieblicher Teilhabeangebote, die tat-
sächlich die einzelne Person zum Ausgangs-
punkt nimmt, ist strukturell, konzeptionell 
und fi nanziell zu fördern und abzusichern. 
Die gesetzlichen Grundlagen sind anzu-
wenden. Die Hinführung und Rückkehr in 
Beschäftigung ist zu verbessern (return to 
work). Niedrigschwellige Arbeitsangebote 
wie Zuverdienst sind rechtlich zu veran-
kern. Gerade das Persönliche Budget hat 
sich als wichtiges Instrument für individu-
elle Teilhabeangebote bewährt, wird aber 
bisher nur wenig genutzt. Betriebe benö-
tigen verlässliche Beratung sowie Förder- 
und Unterstützungszusagen, bei Bedarf 
auch länger- und langfristig. In diesem 
Sinne sind trägerübergreifende, vernetzte 
regionale Angebotsstrukturen zu schaff en, 
die auch die Bereiche Wohnen und Freizeit 
umfassen. Das Vergaberecht ist zu refor-
mieren, so dass eine freihändige Verga-
be für die o.g. elementare Infrastruktur 
(Grundversorgung) wieder gewährleistet 
ist (faire Verträge und Löhne). Insgesamt 
ist für eine individuell bedarfsdeckende, 
fachlich hochwertige, zuverlässige und ge-
genseitig durchlässige Angebots-struktur 
der verschiedenen Leistungen zu sorgen. 
Dies bedarf einer kontinuierlichen, inno-
vativen Weiterbildung der Leitungs- und 
Fachkräfte in Praxis und Verwaltung sowie 
Bildungs- und Weiterbildungsmöglichkei-
ten auch für die unterstützt Beschäftigten 
in Anlerntätigkeiten.

Dort, wo alle im Sinne nachhaltiger in-
klusiver Beschäftigung zusammenwirken, 
ist sehr viel möglich!

• Eine nachhaltige Beschäftigung von 
Menschen mit Unterstützungsbedarf 
benötigt neben den breitgefächerten 
Angeboten von außen zwingend auch 
die beratende und begleitende Unter-
stützung eines Inklusionsdienstleisters, 
der die Bedarfe der Unternehmen aus 
der Innensicht heraus analysieren hilft 
und dem Unternehmen verbindlich zur 
Seite steht. 

• Einsatz von externen Inklusionscoachs, 
die im Unternehmen für Menschen mit 
besonderem Unterstützungsbedarf wie 
auch für die Teams coachend und be-
gleitend zur Verfügung stehen. Intern 
beauftragen Unternehmen z.B. eine/n 
eigene(n) Inklusionsbeauftragte/n, der/
die den Inklusionsprozess begleitet 
und unterstützt. Inner- und außerbe-
triebliche Ressourcen können so zu-
sammengeführt werden und ergänzen 
sich.

Diese Kriterien und Zielsetzungen gelten 
im Rahmen der Corona-Pandemie umso 
mehr. Die bestehenden und durch Coro-
na verschärften Herausforderungen ma-
chen eine erneute Off ensive und mutige 
Anstrengungen zur Entwicklung eines in-
klusiven Arbeitsmarktes erforderlich. Dies 
ist noch eine Vision, aber Schritte dorthin 
können kontinuierlich gegangen werden. 
Dazu gehört es, die Herausforderungen 
klar zu benennen. Mit dem Inkrafttreten 
des SGB IX 2001 und zuletzt mit dem Bun-
desteilhabegesetz ab 2018 wurden zudem 
viele Neuerungen gesetzlich verankert, 
die die Teilhabe auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt verbessern (sollen): Integ-
rationsfachdienste, Inklusionsbetriebe, 
Persönliches Budget, Arbeitsassistenz, die 
Maßnahme Unterstützte Beschäftigung, 
Berufsorientierung im Übergang Schu-
le - Beruf, ausgelagerte Berufsbildungs- 
und Arbeitsplätze der WfbM, andere 
Leistungsanbieter, das Budget für Arbeit 

bzw. Ausbildung etc. Das sind sinnvolle 
Angebote, die die Wahl-möglichkeiten er-
weitern - das zeigen nicht zuletzt die do-
kumentierten Erfolge, auch bezogen auf 
die Bereitschaft der Betriebe sowie die 
Nachhaltigkeit der Arbeitsverhältnisse. 
Diese Angebote werden jedoch oftmals 
nicht miteinander verzahnt oder nur un-
zureichend genutzt. Ungeachtet prinzipiell 
zu-nehmender Wahlmöglichkeiten werden 
Menschen mit Behinderung und ihre An-
gehörigen unzureichend informiert, ihnen 
werden mögliche Wege und Angebote vor-
enthalten und es wird oftmals weder in-
dividuell und personenzentriert noch auf 
„Augenhöhe“ beraten.

Bei den genannten Leistungen und Bei-
spielen wird bzw. kann auf das Konzept 
Supported Employment (Unterstützte Be-
schäftigung) zurückgegriff en (werden). Die 
zugrundeliegenden Prinzipien (wie Perso-
nenzentrierung, Zukunftsplanung, Akqui-
se, praktische Erprobung, Jobcoaching 
und langfristige Unter-stützung) gelten 
nicht nur für die Leistung nach § 55 SGB 
IX, sondern lassen sich für unterschied-
liche Angebote und Übergänge nutzen. 
Anbieter von Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben sollten sich mehr und mehr 
diesen Grundlagen gegenüber verpfl ichtet 
sehen.

Dies gilt prinzipiell auch für Anbieter 
jenes Personenkreises, der von der WfbM 
nicht aufgenommen wird und somit keinen 
Zugang zur Teilhabe am Arbeitsleben hat 
(§ 219 Abs. 3 SGB IX). Diese Menschen 
nutzen tagesstrukturierende Angebote 
in Einrichtungen, die dem Bereich Sozi-
ale Teilhabe zu-geordnet sind. Auch hier 
gibt es Veränderung: zumindest zeitwei-
lig ist die Teilhabe in Betrieben des all-
gemeinen Arbeitsmarktes außerhalb der 
Einrichtung, im umliegenden Sozialraum 
(allerdings ohne sozialversicherungs-
pfl ichtige Beschäftigung), möglich. Immer 
mehr Tages(förder)stätten bauen diese 



„I want my dream!“
DOOSE, Stefan (2014):

„I want my dream!“ Persönliche Zukunfts-

planung. Neue Perspektiven und Metho-

den einer personenzentrierten Planung mit 

Menschen mit und ohne Beeinträchtigung. 

Buch mit umfassendem Materialienteil.  

24,90 €

Käpt‘n Life
DOOSE, Stefan; EMRICH, Carolin; 

GÖBEL, Susanne (2014):

Käpt’n Life und seine Crew. Ein Planungs-

buch zur Persönlichen Zukunftsplanung.

24,90 € mit Ringbindung

29,90 € als Ordner mit herausnehmbaren 

Seiten

Neue Wege zur 

Inklusion
HINZ, Andreas, FRIESS, Sabrina, 

TÖPFER, Juliane (2012):

Neue Wege zur Inklusion - Zukunftspla-

nung in Ostholstein. Inhalte - Erfahrungen 

- Ergebnisse. 

10,00 €

Gut Leben
EMRICH, Carolin; GROMANN, Petra; 

NIEHOFF, Ulrich (2012):

Gut Leben. Persönliche Zukunftsplanung 

realisieren - ein Instrument.

29,50 €

Kartenset
NETZWERK PERSÖNLICHE ZUKUNFTS-

PLANUNG (2014):

Kartenset „Persönliche Zukunftspla-

nung“: Lebensstil-Karten, Hut-Karten, 

Dreamcards. Die Kartensets sind eine 

einfache Möglichkeit eine Person in ihrer 

Lebenssituation kennen zu lernen. Sie 

werden oft in Kombination mit dem Buch 

„I want my dream“ verwandt.  

Kartenset: 24,90 €

Kombination: Buch „I want my dream!“ 

und Kartenset  39,90 €

Zukunftsplanung
KRUSCHEL, Robert / HINZ, Andreas 

(2015):

Zukunftsplanung als Schlüsselelement von 

Inklusion. Praxis und Theorie personen-

zentrierter Planung. 

19,90 €

Personenzentriertes 
Denken
SANDERSON, Helen & GOODWIN, Gill 

(2013): 

Minibuch - Personenzentriertes Denken. 

Dt. Übersetzung Stefan Doose, Susanne 

Göbel, Oliver Koenig

5,00 €

Plakat
O´BRIEN, John (2011):

Fünf wertgeschätzte Erfahrungen

Dt. Übersetzung Sandra Fietkau

Plakat (2-seitig)

DIN A3: 0,50 € / 20 Stk. 5,00 €

DIN A2: 1,00 € / 10 Stk. 5,00 €

Materialien des Netzwerks Persönliche Zukunftsplanung

Über die Homepage des Netzwerks Persönliche Zukunftsplanung können Sie Bücher und Arbeitsmaterial bestellen:

https://www.persoenliche-zukunftsplanung.eu/materialien/material-bestellung.html 

Der Versand erfolgt über die BAG UB gegen Rechnung zzgl. Porto und Verpackung.

Bei Fragen zu Ihrer Bestellung, wenden Sie sich bitte direkt an die BAG UB unter bestellung@bag-ub.de.

Anzeige
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und bei Bedarf über einen langen Zeitraum 
erfolgreich begleiten können: „Das Ange-
bot ‚arbeit plus‘ unterstützt Menschen mit 
Behinderung dabei, ihre eigenen berufl i-
chen Erfahrungen zu machen. So können 
Fähigkeiten erkundet und eigene Entschei-
dungen für das zukünftige Berufsleben 
getroff en werden. Die Vermittlung von Ro-
land B. in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
hat allerdings etwas mehr Zeit in Anspruch 
genommen. Ganze 24 Jahre wurde er 
von den Boxdorfern bei Schulungen und 
Praktika begleitet, danach kamen neun 
Monate Teilnahme am BÜWA (Begleiteter 
Übergang aus der WfbM auf den allgemei-
nen Arbeitsmarkt). Seit dem 1. April 2017 
ist Roland B. in einem unbefristeten und 
ortsüblich bezahlten Arbeitsverhältnis mit 
40 Wochenstunden. Dort arbeitet er in ei-
nem Großraumbüro in einem namhaften 
Autozentrum in Nürnberg als Bürohel-
fer und Scanning-Operator. Das Angebot 
eines Arbeitsvertrages nahm Roland B. 
nach reifl icher Überlegung an. Schließ-
lich bezog er seit 17 Jahren Rente wegen 
voller Erwerbsminderung, die seit der Be-
schäftigung entfällt. Außerdem bat er um 
Begleitung im Rahmen der berufl ichen Si-
cherung durch den Integrationsberater der 
Boxdorfer Werkstatt in Kooperation mit 
dem Integrationsfachdienst Mittelfranken. 
Die Berufsbegleitung wurde beim Integ-
rationsamt beantragt und genehmigt. ( ) 
Gleichzeitig zeigt das Beispiel, dass die vom 
Kostenträger vorgesehenen 18 Monate für 
den Übergang deutlich zu kurz sind. Die 
Erfahrungswerte der Boxdorfer liegen bei 
durchschnittlich 40 Monaten.“4

Bei den oben genannten Leistungen und 
Beispielen wird bzw. kann auf das Konzept 
Supported Employment (Unterstützte Be-

te Jahrzehnt, Werkstätten und vergleichba-
re Strukturen so umzugestalten, dass Un-
terschiede schrittweise nivelliert werden 
und Werkstätten künftig in einem inklusi-
ven Arbeitsmarkt voll aufgehen können.“2

Es braucht somit eine „neue“ Off ensive 
und mutige Anstrengungen zur Entwick-
lung eines inklusiven Arbeitsmarktes. Dies 
ist noch eine Vision, aber Schritte dorthin 
können kontinuierlich gegangen werden. 
Dazu gehört es, die Herausforderungen 
zu benennen. Mit dem Inkrafttreten des 
SGB IX 2001 und zuletzt mit dem Bundes-
teilhabegesetz 2018 wurden zudem viele 
Neuerungen gesetzlich verankert, die die 
Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt 
verbessern (sollen): Integrationsfach-
dienste, Inklusionsbetriebe, Persönliches 
Budget, Arbeitsassistenz, die Maßnahme 
Unterstützte Beschäftigung, Berufsorien-
tierung im Übergang Schule - Beruf, ausge-
lagerte Berufsbildungs- und Arbeitsplätze 
der WfbM, andere Leistungsanbieter, das 
Budget für Arbeit etc. Das sind gute und 
sinnvolle Angebote, die die Wahlmöglich-
keiten erweitern - das zeigen nicht zuletzt 
die dokumentierten Erfolge, auch bezogen 
auf die Bereitschaft der Betriebe sowie die 
Nachhaltigkeit der Arbeitsverhältnisse3. 
Diese Angebote werden jedoch oftmals 
nicht miteinander verzahnt oder unzu-
reichend genutzt. Ungeachtet prinzipiell 
zunehmender Wahlmöglichkeiten werden 
Menschen mit Behinderung und ihre Ange-
hörigen unzureichend informiert, mögliche 
Wege und Angebote vorenthalten sowie 
nicht auf „Augenhöhe“ beraten (s.o. Duygu 
Özen).

Die Boxdorfer Werkstatt in Nürnberg 
zeigt beispielhaft, wie WfbM Wege zum 
allgemeinen Arbeitsmarkt kontinuierlich 

„Lasst mich endlich 
inklusiv arbeiten!“
Von Jörg Bungart

„Lasst mich endlich inklusiv arbeiten!“ Das 
ist der Titel der Petition von Duygu Özen1. 
Sie sitzt im Rollstuhl, hat Lern-Schwie-
rigkeiten und will nach dem Ende ihrer 
Schulzeit unbedingt auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt arbeiten. Sie hat sogar schon 
einen Betrieb. Duygu Özen und ihre Unter-
stützer_innen glauben fest, dass in ihr noch 
viel Potential steckt. Allerdings benötigt sie 
(Arbeits-)Assistenz, Jobcoaching und indi-
viduellen Unterricht. Doch die Agentur für 
Arbeit teilt ihr mit, dass sie in die Werkstatt 
für behinderte Menschen (WfbM) muss. 
Deshalb streitet Duygu Özen mit der Agen-
tur und fordert: Bearbeiten Sie meinen 
Antrag! Sicher, die Hintergründe können 
hier nicht geklärt werden. Es ist jedoch ein 
Beispiel von vielen, bei denen das Wunsch- 
und Wahlrecht von Menschen mit Behinde-
rungen nicht ernst genommen wird. 

Die Monitoringstelle UN-BRK des Deut-
schen Instituts für Menschenrechte bilan-
ziert nach 10 Jahren UN-Behinderten-
rechtskonvention trotz vieler Fortschritte: 
�Teilhabe am Arbeitsleben heißt für viele 
Menschen mit Behinderungen immer noch, 
auf Sondersysteme als faktisch einzige Op-
tion verwiesen zu werden: entweder weil 
ihnen mangels anderer Ausbildungspers-
pektiven von vornherein keine Alternative 
bleibt oder weil ein späterer Wechsel in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt aus ver-
schiedenen Gründen erschwert wird. Dazu 
gehört etwa die Tätigkeit in einer Werkstatt 
für behinderte Menschen oder bei einem 
vergleichbaren anderen Leistungsanbie-
ter. ( ) Das kann nicht als Verwirklichung 
des individuellen Rechts auf Arbeit im Sin-
ne der UN-BRK gelten, und auch nicht als 
Bestandteil eines inklusiven Arbeitsmarkts. 
Es bleibt eine große Aufgabe für das nächs-
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rigschwellige Arbeitsangebote wie Zuver-
dienst sind rechtlich zu verankern.9 Gerade 
das Persönliche Budget hat sich als wich-
tiges Instrument für individuelle Teilhabe-
angebote bewährt, wird aber bisher nur 
wenig genutzt. Betriebe benötigen ver-
lässliche Beratung sowie Förder- und Un-
terstützungszusagen, bei Bedarf auch län-
ger- und langfristig. In diesem Sinne sind 
trägerübergreifende, vernetzte regionale 
Angebotsstrukturen zu schaff en, die auch 
die Bereiche Wohnen und Freizeit umfas-
sen. Das Vergaberecht ist zu reformieren, 
so dass eine freihändige Vergabe10 für die 
o.g. elementare Infrastruktur (Grundver-
sorgung) wieder gewährleistet ist (faire 
Verträge und Löhne). Insgesamt ist für 
eine individuell bedarfsdeckende, fach-
lich hochwertige, zuverlässige und gegen-
seitig durchlässige Angebotsstruktur der 
verschiedenen Leistungen zu sorgen. Dies 
bedarf einer kontinuierlichen, innovativen 
Weiterbildung der Leitungs- und Fachkräf-
te in Praxis und Verwaltung sowie - auf-
grund der Entwicklungen am Arbeitsmarkt 
- für die unterstützt Beschäftigten auch in 
Anlerntätigkeiten.11

Übrigens, die Hartnäckigkeit und Unter-
stützung von Duygu Özen hat sich gelohnt. 
Sie berichtet: „Seit dem 30. April 2019 weiß 
ich nun wirklich: Ich muss nicht in eine 
Werkstatt für behinderte Menschen! Ich 
kann bei KOPF HAND UND FUSS lernen 
und mich ausprobieren. Darüber freue ich 
mich so sehr! Ich bekomme zwar weniger 
Geld für meine Unterstützung, aber Haupt-
sache ich kann nun mit der Unterstützung 
von BIS e. V.12 offi  ziell starten.“13 

Im Sinne der UN-Behindertenrechtskon-
vention sollte dies zukünftig von vorneher-
ein möglich sein.

Der Beitrag erschien ursprünglich im 

Sammelband von Jochen Walter und Dieter 

Basener: „Weiter entwickeln – aber wie? 

Beiträge zur Zukunft der berufl ichen Teilhabe 

von Menschen mit Behinderung“, 53° NORD 

Agentur und Verlag, Kassel 2020

schäftigung) zurückgegriff en (werden). Die 
zugrundeliegenden Prinzipien (wie Perso-
nenzentrierung, Zukunftsplanung, Akqui-
se, praktische Erprobung, Jobcoaching5 
und langfristige Unterstützung) gelten 
nicht nur für die Leistung nach § 55 SGB 
IX, sondern lassen sich für unterschied-
liche Angebote und Übergänge nutzen. 
Anbieter von Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben sollten sich mehr und mehr 
diesen Grundlagen gegenüber verpfl ichtet 
sehen. Die Fachdienste ACCESS Erlangen/
Nürnberg und Hamburger Arbeitsassistenz 
sind hier u.a. beispielgebend.

Dies gilt prinzipiell auch für Anbieter für 
jenen Personenkreis, der von WfbM nicht 
aufgenommen wird und somit keinen Zu-
gang zur Teilhabe am Arbeitsleben hat (§ 
219 Abs. 3 SGB IX). Diese Menschen nutzen 
tagesstrukturierende Angebote in Einrich-
tungen, die dem Bereich Soziale Teilhabe 
zugeordnet sind. Auch hier gibt es Verän-
derung: Zumindest zeitweilige Teilhabe in 
Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes 
außerhalb der Einrichtung, im umliegen-
den Sozialraum (allerdings ohne sozialver-
sicherungspfl ichtige Beschäftigung). Im-
mer mehr Tages(förder)stätten, wie Leben 
mit Behinderung oder Das Rauhe Haus in 
Hamburg, bauen diese Angebote auf und 
aus.6 

Zudem fordert der Europäische Dach-
verband für Unterstützte Beschäftigung 
(EUSE7) die Erweiterung der Prinzipien 
und Bausteine von Supported Employment 
auf weitere Zielgruppen, die am Arbeits-
markt benachteiligt sind.

Erforderlich ist eine umfassende, be-
darfsdeckende, personenzentrierte, qua-
litätsgesteuerte und innovationsfördernde 
Teilhabereform für alle Menschen mit Be-
hinderungen. Die Umsetzung individueller 
betrieblicher Teilhabeangebote, die tat-
sächlich die einzelne Person in den Mittel-
punkt stellen, ist strukturell, konzeptionell 
und fi nanziell zu fördern und abzusichern. 
Die gesetzlichen Grundlagen sind anzu-
wenden. Die Rückkehr in Beschäftigung 
ist zu verbessern (return to work8). Nied-
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